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[9]Vorwort

»Während das betriebswirtschaftliche Schrifttum für den industriellen Bereich einige gute betriebswirtschaftliche Untersuchungen aufweist, fehlt eine vergleichbare Literatur für Bankbetriebe fast gänzlich.« Dieses Zitat meines Doktorvaters Bernhard Hartmann aus seinem Buch »Bankbetriebsanalyse« (1962, S. V) ist heute natürlich völlig überholt. Die Literatur zur Bankbetriebslehre hat sich in den letzten Jahrzehnten potenziert und fachlich enorm verbreitert. Damit sind der »Bankbetrieb« und das »Bankmanagement« sowohl theoretisch gut fundiert als auch empirisch breit erforscht worden. Gleichwohl finden sich Lücken in den bankwirtschaftlichen Veröffentlichungen.

Seit dem Anfang meiner Tätigkeit in der Bank-Konzernplanung vor mehr als 30 Jahren befasse ich mich mit Konkurrenzanalysen von Kreditinstituten. Damals standen dem externen Analytiker allerdings »nur« die Jahresabschlüsse und Lageberichte zur Verfügung. Heute müssen Banken jedweder Größenklasse und Rechtsform zusätzlich einen Offenlegungsbericht publizieren, der umfangreiche Daten zum Risikoumfang, insbesondere im Kreditgeschäft, wie auch zum Risikodeckungspotenzial einer Bank zur Verfügung stellt.

Während zum Jahresabschluss, zum Lagebericht und zum Offenlegungsbericht je für sich einschlägige Literatur existiert, fehlt es bislang an einer alle drei Formate übergreifenden Studie. Das vorliegende Buch soll – dabei den Fokus auf mittelständische dezentrale Retailbanken richtend – diese Lücke schließen.

Auf Basis der Daten der drei externen Reportingsysteme wird zudem ein Kennzahlenmodell vorgestellt. Dabei wird anhand von zwei Genossenschaftsbanken, die sich strategischstrukturell, d. h. in ihrer Wachstumspolitik, Vermögensstruktur- und Refinanzierungsstrategie, in wesentlichen Aspekten unterscheiden, fallstudienbezogen demonstriert, wie die Vermögens-, Finanz-, Ertrags- und Risikolage einer mittelständischen Bank analysiert werden kann.

Jahresabschluss und Offenlegungsbericht sind aufgrund strengerer Vorgaben weitgehend einheitlich ausgestaltet, sodass ein Vergleich von Banken untereinander möglich wird. Der HGB-Lagebericht bietet hingegen größere Spielräume bei der Informationsauswahl und -darstellung. Banken bieten konsequenterweise im Rahmen dieses Lage-/Risikoberichts sehr unterschiedlich stark ausgeprägte quantitative managementbezogene Daten an, wobei vielfach nur redundante Informationen angeboten werden. Qualitative Informationen werden nicht selten in Form von Standardtextbausteinen dargeboten. Am Beispiel der hier vorgestellten »Reporting-Best-Practice-Bank« soll – quasi als Kontrapunkt – aufgezeigt werden, welches Informationspotenzial interne veröffentlichte Daten auch für den externen Leser haben können.

Mit dem Buch soll dem bankbetrieblich geschulten außenstehenden Stakeholder einer mittelständischen Bank eine Anleitung gegeben werden, den Informationsgehalt des externen Berichtswesens grundlegend zu erfassen, dessen Grenzen zu erkennen und die Daten für sich zu nutzen, um (s)ein Institut anhand von Kennzahlen zu analysieren. Zur Veranschaulichung wurde im zweiten Teil eine ausführliche Fallstudie – basierend auf den beiden Volksbanken und einer verhältnismäßig langen Periode beginnend kurz vor der Finanzkrise und endend kurz vor der Coronapandemie – präsentiert.

Gleichzeitig bietet das Buch dem Bankmanagement die Gelegenheit, über Verbesserungsmöglichkeiten in der Informationspolitik gegenüber den externen Stakeholdern zu reflektieren. Die Geschäftsleiter von Regionalbanken sollten sich vergewissern, welche Informationsinteressen ihre potenziellen Investoren, Kunden oder andere Stakeholder bezogen auf ihre Bank besitzen. Sie sollten sich die Frage stellen, wie ihr externes Reporting auszu[10]gestalten ist, dass es den Stakeholdern eine größere Transparenz vor allem im Hinblick auf den Risikoappetit und das Risikoprofil ihres Instituts bietet. Hier besteht insbesondere beim Lagebericht und bei der Zurverfügungstellung von Offenlegungsberichten aus vergangenen Perioden Verbesserungsbedarf. Denn weil die Offenlegungsberichte von der Website heruntergenommen werden, sobald die aktuellen freigeschaltet werden, sind Periodenvergleiche nur noch mit großem Aufwand möglich, zumal etliche Verantwortliche in den Banken nicht so kulant sind, ihre Offenlegungsberichte aus den Vorjahren dem interessierten Wissenschaftler oder Analysten zukommen zu lassen.

Adressaten dieses Buches sind Fach- und Führungskräfte in den Banken, Aufsichtsratsmitglieder von Kreditgenossenschaften und privaten mittelständischen Banken, Verwaltungsratsmitglieder von Sparkassen sowie Betriebsratsmitglieder von mittelständischen Banken und nicht zuletzt die Bankunternehmensberater, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater sowie die Bankanalysten.

An dieser Stelle möchte ich mich bei meinem ehemaligen Bankkollegen, Gert Prager, den ehemaligen Kollegen von der Universität Cottbus/Senftenberg, Prof. Dr. Kay Hempel, und der HTW Berlin, Prof. Dr. Markus Thiermeier, sowie den Herren Michael Heck von der Managementberatung-Usedom, Michael Sänger von der Volksbank Göppingen und Michael Schlagenhaufer, Vorstand der Volksbank Mittweida, vielmals für ihre Bereitschaft bedanken, mit mir über die nicht wenigen Fragen, kompetent und engagiert zu diskutieren. Alexander Kühn, Anna Pietras und Heike Münzenmaier danke ich schließlich für die Aufnahme des Buches in diese Veröffentlichungsreihe und für die angenehme und konstruktive redaktionelle Betreuung.

Uwe Christians
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	usw.
	und so weiter


	u. U.
	unter Umständen


	UV
	Umlaufvermögen


	V/F/E-Lage
	Vermögens-/Finanz-/Ertragslage
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	VB
	Volksbank


	VB G
	Volksbank Göppingen


	VB M
	Volksbank Mittweida


	Verf.
	Verfasser


	vgl.
	vergleiche


	Vj.
	Vorjahr


	VRB
	Volks- und Raiffeisenbank


	vs.
	versus


	v. St.
	vor Steuern


	WiSt
	Wirtschaftswissenschaftliches Studium


	WISU
	Das Wirtschaftsstudium


	WM
	Wertpapiermitteilungen Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht


	WPg
	Die Wirtschaftsprüfung


	WPHG
	Wertpapierhandelsgesetz


	ZÄR
	Zinsänderungsrisiko


	z. B.
	zum Beispiel


	ZBAF
	Zerobondabzinsungsfaktor


	ZBB/JBB
	Zeitschrift für Bankrecht und Bankwirtschaft


	ZBG
	Zentralbankgeld


	zfbF
	Zeitschrift für betriebswirtschaftliche Forschung


	ZfgG
	Zeitschrift für das gesamte Genossenschaftswesen


	ZfgKW
	Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen


	ZfKE
	Zeitschrift für KMU und Entrepreneurship


	ZKB
	Zinskonditionsbeitrag


	z. T.
	zum Teil


	ZÜ
	Zinsüberschuss


	zzgl.
	zuzüglich






[37]1 Einleitung

1.1 Problemstellung und Ziel der Arbeit

Die lang anhaltende Niedrigzinsphase,1 die Konkurrenz von Neobanken und FinTechs im Zuge der Digitalisierung2 und nicht zuletzt die Folgen der Coronapandemie3 führen zu großen Verunsicherungen über das Niveau und die Entwicklung der Ertrags- und Risikolage des Bankensektors insgesamt – und der mittelständischen Regionalbanken im Speziellen.4 Denn es könnte eine gefährliche Situation drohen mit höheren Abschreibungen im Kreditportfolio, mit – aufgrund der historisch niedrigen Geld- und Kapitalmarktzinsen – geringen Margen und risikobehafteten Strukturbeiträgen im Zinsbuch und Folgen für die Finanz- und Immobilienmärkte, zunehmend gefährdeten Provisionserlösen, insbesondere im Zahlungsverkehr, durch immer stärkeren Konkurrenzdruck seitens der FinTech-Wettbewerber, und eines (zu) hohen Anteils an (fixen) Betriebskosten. Welche Banken (oder Bankengruppen) davon besonders betroffen sind, hängt – ähnlich wie in der im Jahr 2008 einsetzenden Finanzkrise – von der strategischen Ausgestaltung des Geschäftsmodells der Banken und ihrer Umsetzung ab.

In der Literatur werden bankbetriebliche Geschäftsmodellansätze in ähnlicher Weise, wenn auch nicht zwingend einheitlich eingeteilt:

Die Deutsche Bundesbank (2015) unterscheidet ähnlich wie die BIZ (2014) die Geschäftsmodelle der Kreditinstitute5 – die aufgrund der Unvollkommenheit der Märkte die Funktion der Finanzintermediation übernehmen6 – nach der Rechtsform privatrechtlich, öffentlichrechtlich und genossenschaftlich organisierte Banken. Nach der Bilanzstruktur differenziert sie drei Grundtypen von Geschäftsmodellen, und zwar die durch Kundeneinlagen refinanzierte Geschäftsbank mit klassischem Kreditgeschäft, die sich über kurzfristige institutionelle Einlagen finanzierende Wholesale-Geschäftsbank und schließlich die international ausgerichtete kapitalmarktorientierte Bank mit ausgeprägter Handelstätigkeit.7 Als drittes Kriterium zieht sie die Ertragsstruktur zur Differenzierung heran. Wiedemann/Hille/Wiechers grenzen kapitalmarktnahe von kapitalmarktfernen Geschäftsmodellen ab. Letztere sind Kreditinstitute mit Schwerpunkt auf dem klassischen einlagenfinanzierten Kreditgeschäft und dem Fokus auf tendenziell langfristige, kapitalmarktferne Geschäftsaktivitäten, korrespondierend mit einem »Ertrags(margen)wertmodell«. Dagegen zielen Kreditinstitute [38]mit einem kapitalmarktorientierten Schwerpunkt auf tendenziell kürzer ausgerichtete, kapitalmarktnahe Geschäfte ab, die mit einem auf Handelsmargen bzw. kurzfristigen Kursgewinnen abzielendes Markt-/Zeitwertmodell korrespondieren.8

Angesichts des hier zugrunde gelegten Fokus konzentrieren wir uns in diesem Buch auf den Typus der mittelständischen dezentralen Retailbank, unabhängig von der Rechtsform.

Unter »mittelständischen« »dezentralen« Kreditinstituten sollen in Anlehnung an den Genossenschaftsverband Bayern9 solche verstanden werden, deren Geschäftsgebiete einen regionalen Fokus aufweisen, deren Präsenz vor Ort (mit Filialen und Zweigstellen und dem Hauptsitz in der Region) ist, die vom Produktportfolio im Wesentlichen das »klassische« Einlagen-, Kredit- und Zahlungsverkehrsgeschäft verfolgen, d. h. die über eine stabile Einlagenbasis verfügen (also deren Refinanzierung überwiegend aus Retaileinlagen stammt), die ein ausgeprägtes Kreditgeschäft betreiben (d. h. ein Großteil der Vermögenswerte sind als Kredite an nicht-finanzielle Unternehmen, Privathaushalte und öffentliche Haushalte ausgereicht) und die ein geringes Auslandsengagement10 besitzen. Das kapitalmarktorientierte Handelsgeschäft spielt in diesen Banken keine Rolle. Für die hiesige Arbeit besonders relevant ist, dass die fokussierten Kreditinstitute ihren Jahresabschluss nach den handelsrechtlichen Vorschriften erstellen (§§ 238 ff. HGB, 340 ff. HGB, RechKredV). Außerdem gehören sie aufsichtsrechtlich zu den weniger bedeutenden Kreditinstituten, die die aufsichtsrechtlichen Standardverfahren und keine internen Ansätze (weder zur Ermittlung der Kreditrisiken, noch der Marktpreisrisiken oder der operationellen Risiken) zur Ermittlung der erforderlichen Eigenmittel zugrunde legen, und auch kein Handelsbuchinstitut sind.11

Deutschland verfügt über einen hohen Grad an Dezentralität im Bankensektor,12 der mit der Vielzahl an lokalen und regionalen Sparkassen und Volks- und Raiffeisenbanken zu erklären ist. Entsprechend dem gesetzlich normierten Regionalprinzip sind alle Sparkassen in Deutschland regionale Banken, das heißt, ihr Geschäftsgebiet und ihre Filialpräsenz beschränkt sich in der Regel auf eine Stadt, einen Kreis oder wenige Städte bzw. Kreise (z. B. § 3 Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen). Ähnlich kleinteilig (räumlich selektiv) verhält es sich bei den meisten Kreditgenossenschaften,13 wohingegen es vergleichsweise nur wenige dezentrale Banken der privatwirtschaftlichen Bankensäule gibt.14

Der Fokus dieses Buches liegt mithin weder auf Groß- (z. B. Deutsche Bank, Commerzbank) oder Landesbanken, genauso wenig wie auf der Genossenschaftlichen Zentralbank oder auf Förderbanken oder anderen Spezialkreditinstituten. In dem hier relevanten Cluster werden die Sparkassen, Kreditgenossenschaften und die mittelständischen Regionalbanken aus dem privaten Bankgewerbe zusammengefasst.

Eine solche dezentrale, mittelständische Retailbank zieht ihre Stärken aus der Verankerung in der jeweiligen Region durch ein nach wie vor – wenn auch immer mehr ausgedünn[39]tes – stationäres Vertriebsnetz sowie – und damit im Zusammenhang stehend – aus der Funktion als »Hausbank des Mittelstands«. Zwar liegt deren Ausrichtung der Geschäftstätigkeit im Retail- bzw. Firmenkundengeschäft, jedoch erbringt sie auf dem Wege der Netzwerkbildung auch weitere Elemente der Banking-Wertschöpfungskette. So haben die Raiffeisen- und Genossenschaftsbanken ebenso wie die Sparkassen durch die Gründung von Gemeinschaftsinstitutionen Synergien geschaffen, durch die sie im Bereich der Basistransaktionen Skaleneffekte erlangen und damit weitgehend wettbewerbsfähig blieben.15

Für externe Stakeholder,16 insbesondere für Anteilseigner von privaten Kreditinstituten, Mitglieder von Genossenschaftsbanken und Vertreter von Kommunen in ihrer eigentümerähnlichen Stellung (H. Mußler, FAZ)17 von Sparkassen, stellt sich die Frage nach der aktuellen Ertrags-/Risikolage und der Zukunft ihrer Bank »in Zeiten von Digitalisierung und Niedrigzinsen«18 bei gleichzeitigem Auftreten von Konjunkturkrisen, wie der aktuellen, ausgelöst durch die Coronapandemie.

Die externe Bankunternehmensanalyse kann auf drei Reportingarten zurückgreifen. Das sind zum einen der handelsrechtliche Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, GuV und Anhang, zweitens der Lagebericht (und jüngst der Nachhaltigkeitsbericht) sowie drittens der Offenlegungsbericht, dessen Rechtsgrundlage das Aufsichtsrecht (Capital Requirements Regulation, CRR, vormals SolvV) ist. Der Risikobericht als Teil des Lageberichts erfährt dabei eine besondere Behandlung, stellt er doch für den interessierten Stakeholder eine spezielle Herausforderung dar.

Im Hinblick auf die drei Berichtsformate gibt es eine Reihe von Handbüchern und Monographien.19 Ihnen ist gemein, dass sie ihr Augenmerk im Wesentlichen auf jeweils ein Reportingtool legen. Eine zusammenfassende und verschränkte Darstellung der jeweiligen Teile fehlt bislang in der bankwirtschaftlichen Literatur. Mit dem vorliegenden Buch wird beabsichtigt, diese Lücke zu schließen. Auch im Hinblick auf die Kompetenzanforderungen der Aufsichts- und Verwaltungsräte stehen zwei umfangreiche Handbücher zur Verfügung.20 Ein diesbezügliches fallstudienorientiertes Werk fehlt allerdings bislang.

Der Fokus der Arbeit ist mithin auf die externe Berichterstattung gerichtet, und zwar auf das externe Reporting regionaler, also dezentraler mittelständischer Kreditinstitute in Deutschland, um auf Basis der veröffentlichten Daten eine betriebswirtschaftliche Analyse durchzuführen.

[40]Auf Basis der Daten der externen Berichterstattung wird ein Modell konzipiert und an einem Fall demonstriert werden, wie die Vermögens-, Finanz-, Ertrags- und Risikolage einer mittelständischen Bank analysiert werden kann.21

Für den hier zugrunde gelegten Fokus konzentrieren wir uns also auf den Typ der mittelständischen dezentralen Regionalbank. Dabei werden schwerpunktmäßig zwei Genossenschaftsbanken als Fallbeispiele herangezogen, die zwar auf dem gleichen Geschäftsmodell basieren, aber sich in der konkreten Ausgestaltung u. a. ihrer Wachstumspolitik und ihrer Aktivastruktur- und Refinanzierungsstrategie durchaus unterscheiden.


1.2 Vorstellung der beiden Fallstudienbanken

Ausgewählt wurde hier zum einen die Volksbank Göppingen22 (im weiteren Verlauf stets abgekürzt: VB G) aus Baden-Württemberg, die seit vielen Jahren auf freiwilliger Basis allen Interessierten ungewöhnlich umfangreiche Informationen zur Verfügung stellt.23 Als Gegenpunkt dazu wurde die Volksbank Mittweida24 (abgekürzt: VB M) aus Sachsen herangezogen, die mit ihrem Minimalangebot – welches im Genossenschaftsbereich aber den Normalfall darstellt – sozusagen das andere Spektrum der Informationsbereitstellung im Lagebericht abbildet.25,26

Beide Banken sind Universalbanken, refinanzieren sich über das Kundeneinlagengeschäft, vergeben in großem Umfang Kundenkredite, verfügen nur über ein geringes Fremdwährungsgeschäft, werden von der Aufsicht als Less Significant Institutions (LSIs) eingeordnet27, erstellen Einzelabschlüsse, verwenden Standardmodelle CRR, sind Nicht-Handelsbuchinstitute und unterliegen dem Regionalprinzip.28

1865 wurde die heutige Volksbank Göppingen als Gewerbebank gegründet. 1868 hatte sie knapp 160 Mitglieder. 1908 wurde sie in eine Genossenschaftsbank mit beschränkter Haftpflicht umfirmiert. Zwischen den Jahren 1971 und 2005 fusionierte sie schrittweise mit Genossenschaftsbanken der umliegenden Gemeinden.29 In der Rangliste der 873 Institute des Bundesverbandes der Volksbanken und Raiffeisenbanken 2019 wurde die VB Göppingen mit ihrer Bilanzsumme von rund 2,55 Mrd. € auf dem 83. Rang geführt.30 Damit ist sie in [41]Bezug auf die Größe im oberen Viertel der Genossenschaftsbanken zu finden. Am 31.12 2019 beschäftigte sie 357 Mitarbeiter (davon 25 Auszubildende). Die Bank zählt ca. 55.000 Mitglieder.31 Schwerpunkt des Geschäfts ist das Einlagen- und Kreditgeschäft, das für 80 % der Erträge steht. Die restlichen 20 % erwirtschaftet die Bank als Provisionsergebnis hauptsächlich durch den Verkauf der Produkte der Verbundgesellschaften.32 Ihr Geschäftsgebiet umfasst 46 Geschäftsstellen in der Region rund um Göppingen.

Die Volksbank Mittweida eG hat ihren Hauptsitz im mittelsächsischen Mittweida. Mit Gründung der Gewerbebank Mittweida 1923 wurde der Grundstein der heutigen Volksbank Mittweida eG gelegt. Die Regionalbank hat eine Bilanzsumme von 2,1 Mrd. €, beschäftigt 178 Mitarbeiter, betreut 37.330 Kunden und hat 12.513 Mitglieder (Stand Ende 2019). Die Volksbank Mittweida eG ist mit insgesamt 9 Filialen und 4 SB-Standorten und der »Digitalen Beratung« in Sachsen vertreten.33 Im Jahr 2019 liegt sie von der Größe her an 123. Stelle der Genossenschaftsbanken, also auch im oberen Viertel.34 Im Geschäftsjahr 2019 erfolgte die Fusion mit der MW Mittweidaer Wohnbau eG – einer kleinen regionalen Wohnungsgenossenschaft mit einem Objektbestand von 140 Einheiten mit Sitz in Mittweida. Die Genossenschaft hatte keine eigene Geschäftsorganisation, sondern wurde seit der Gründung durch die entsprechenden Bereiche der Bank verwaltet.

Die regionalen Unterschiede im Hinblick auf den Standort der beiden Volksbanken sind nicht unerheblich:

Die Region Göppingen wird als wachsend beschrieben, und deren Siedlungsstruktur wird als Region mit städtischem Charakter eingeordnet.35 36 Die Region Mittelsachsen, in der das Geschäftsgebiet der Volksbank Mittweida liegt, wird hingegen als eine schrumpfende Region mit städtischem Charakter gekennzeichnet.

Werden die deutschlandweiten Zahlen aus regionaler Sicht näher betrachtet, so ergeben sich teilweise sehr große Differenzen zwischen den Bundesländern. Beispielsweise liegt in Deutschland als Ganzes das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen deutlich höher als in Sachsen, wo das Geschäftsgebiet der VB Mittweida lokalisiert ist.37 Eine Gegenüberstellung der Landkreise zeigt, dass die Arbeitslosigkeit bspw. in Göppingen geringer, das Haushaltseinkommen höher und das BIP/Erwerbstätigen größer ist als in Mittelsachsen (s. Tabelle 1).38


	[42]Landkreise
	Arbeitslosenquote
	Einwohner 65 Jahre und älter
	Bevölkerungsentwicklung (zensusbasiert)
	Haushaltseinkommen
	Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigem


	
	2017
	2017
	2012–2017
	2017
	2017


	Göppingen
	3,7 %
	21,4 %
	3,4 %
	2.007 €
	70,3 T€


	Mittelsachsen
	5,9 %
	27,6 %
	-2,9 %
	1.695 €
	58,2 T€





Tabelle 1: Auswahl von Indikatoren zum Vergleich der beiden Landkreise

Quelle: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. Ausgabe 2020. Hrsg.: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) – Bonn 2020.



Der demographische Wandel verstärkt den Druck auf die deutsche Kreditwirtschaft. Vom Bevölkerungsrückgang und der Veränderung der Altersstruktur sind die regionalen Kreditinstitute vielfach besonders stark betroffen.39 Eine alternde und schrumpfende Bevölkerung kann das Arbeitskräftepotenzial und die Produktivität der Wirtschaft vermindern, die Investitionstätigkeit und die Kreditnachfrage schmälern und damit einen Abwärtsdruck auf das Wirtschaftswachstum und die Zinsen ausüben.40

Eine Gegenüberstellung der demographischen Entwicklungsprognosen der Heimatregionen der beiden Fallstudienbanken zeigt signifikante Differenzen. Die Bevölkerungszahl nimmt in den ostdeutschen peripheren Regionen nach wie vor stark ab.

Die Zukunftsaussichten der Regionen werden von dem Wirtschaftsforschungsunternehmen Prognos alljährlich in Anlehnung an zahlreiche Erkenntnisse aus der Forschung anhand eines Zukunftsindex (Gesamtindex) bestimmt. Dieser Index beruht auf 29 makro- und sozioökonomischen Indikatoren.41

Die Rangplätze der beiden Landkreise sind aus der folgenden Tabelle zu entnehmen:


	
	2019
	2016
	2013
	2010


	Landkreis Göppingen
	152
	117
	137
	242


	Landkreis Mittelsachsen
	336
	332
	302
	293





Tabelle 2: Rangplätze der beiden Landkreise Göppingen und Mittelsachsen im Prognos-Ranking 2010-2019

(Quelle: Prognos, Zukunftsatlas)



Zu erkennen ist, dass der Landkreis Göppingen im Jahr 2019 in der Gesamtbetrachtung den 152. Rangplatz von 401 Landkreisen einnahm, während sich der Kreis Mittelsachsen auf Rang 336 platzierte. Bei den Kriterien »Stärke«, »Demographie«, »Wohlstand« und »Innovation« nimmt die Region um Göppingen einen Platz im oberen Drittel aller Landkreise ein. Der Kreis Mittelsachsen weist in den Kriterien »Dynamik«, »Demographie« und »Innovation« Plätze im unteren Drittel auf. Einzig beim »Wohlstand« findet sich der Landkreis im oberen Drittel.

Insgesamt ist also festzustellen, dass sich die Regionen, in denen die beiden Fallstudienbanken operieren, sowohl in der sozio-ökonomischen als auch in der demographischen Entwicklung teilweise erheblich unterscheiden.


[43]1.3 Vorgehensweise

Die methodische Untersuchung des Jahresabschlusses sowie des Lageberichts verfolgt das Ziel, entscheidungsrelevante Informationen über die gegenwärtige wirtschaftliche Lage und die künftige wirtschaftliche Entwicklung eines Unternehmens zu gewinnen. Mit Basel II Säule 3 wurden umfassende Offenlegungsbestimmungen zu Kapital- und Risikoinformationen von Banken getroffen. Der Offenlegungsbericht stellt dem Adressaten mithin wesentliche Daten zur Analyse der Kapital- und Risikoverhältnisse der Bank zur Verfügung.42 Erst durch ihn gelingt es, ergänzend zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, auch die Risikolage der Bank besser einzuschätzen.43 Während die Jahresabschlussanalyse seit langer Zeit ein zentraler Gegenstand der Betriebswirtschaftslehre und auch der Bank-BWL ist44, ist der Offenlegungsbericht erst seit etwa einem Jahrzehnt zu veröffentlichen.45 Die Analyse eines Offenlegungsberichts in Einheit mit der Analyse des Jahresabschlusses wurde bislang eher selten vorgenommen.46

Während der Jahresabschluss und die Offenlegungsberichterstattung (aufgrund strengerer Vorgaben) zwischen den Banken standardisiert und einheitlich ausgestaltet sind, bietet der Lagebericht größere Spielräume bei der Auswahl und Darstellung der Informationen. Banken bieten konsequenterweise im Rahmen des Lageberichts unterschiedlich stark ausgeprägte quantitative Daten an.

Das wird an den Fallstudienbanken deutlich werden:

Auf Basis veröffentlichter, allgemein zugänglicher Daten wird hier eine Bankunternehmensanalyse beispielhaft für die beiden Kreditgenossenschaften vorgenommen. Dabei wurde eine verhältnismäßig lange Zeitperiode (2005 bis 2019) gewählt, die die verschiedenen, wenn auch kausal zusammenhängenden Krisen (Bank- und Finanzkrise, Staatsschuldenkrise und Niedrigzinsphase) aufnimmt. Durch den Zeithorizont von 15 Jahren können strategische Entwicklungen, operative bilanzielle Maßnahmen und Reaktionen auf konjunkturelle bzw. geldpolitische Maßnahmen nachvollzogen werden.

Die beiden Fallstudienbanken stammen – wie gezeigt – aus ökonomisch unterschiedlich stark entwickelten Regionen (Sachsen und Baden-Württemberg), weisen zwar das gleiche Regionalbank-Geschäftsmodell auf, verfolgen jedoch unterschiedliche Strategien und unterscheiden sich im Hinblick auf die Transparenz ihrer Geschäftsdaten.

Während die eine Bank nur das gesetzlich/aufsichtsrechtlich von ihr verlangte (Bilanz, GuV, Anhang, Offenlegungsbericht und minimalistischer Lagebericht) publiziert, veröffentlicht die andere in ihrem Lagebericht (und vor allem im dortigen Wirtschafts-/Risikoberichtsteil) wesentlich mehr aus dem Management-Reporting und Meldewesen stammende Daten. Da die eine Fallstudienbank sehr umfangreich freiwillige Managementinformationen in ihrem Lagebericht veröffentlicht, die andere Fallstudienbank hingegen nur das unbedingt Nötige an Informationen anbietet, ist anschaulich darzustellen, welche weitergehenden Möglichkeiten der Leser besitzt, »in die Bank hineinzugehen« und einen Quantensprung an zusätzlicher, qualitativ besserer Information und ein damit verbundenes Mehr an Erkenntnissen zu erlangen.

[44]Ein Ziel der Arbeit ist es damit, aufzuzeigen, welche zusätzlichen Informationen insbesondere im Hinblick auf den Risikostatus der Bank aus den freiwilligen Datenreports der externe Leser gewinnen kann.

Beide Fallstudienbanken haben einen Jahresabschluss, also eine Bilanz, eine Erfolgsrechnung, einen Anhang und – auf Grundlage der Capital Requirements Regulation (CRR)47 – einen Offenlegungsbericht zu veröffentlichen. Die Informationsinstrumente des Jahresabschlusses sind bezüglich des Inhaltes, der Bewertung und des Ausweises der Vermögensgegenstände, Schulden, Erträge und Aufwendungen durch das HGB und die RechKredV einheitlich reglementiert. Auch der Anhang ist weitgehend durch HGB- und RechKredV-Vorschriften vorgegeben. Das Gleiche gilt für den Offenlegungsbericht. Durch die einheitliche Berichterstattungspflicht ist der Leser in der Lage, einen Vergleich im Hinblick auf das Wachstum der Institute, deren Aktiva- und Refinanzierungsstrukturen und zum Teil die Liquidität herzustellen. Die aufsichtsrechtlichen haftenden Eigenmittel, die Risikoaktiva sowie die Eigenkapitalanforderungen nach dem Kreditrisikostandardansatz und die sich daraus ergebenden Kernkapital- und Gesamtkapitalquoten sind im Offenlegungsbericht zu veröffentlichen und gut zwischen den Instituten zu vergleichen.

Allerdings sind auch bestimmte Grenzen des Einblicks in die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage auf Basis des Jahresabschlusses zu beachten. Sie hängen mit den relativ weiten Ermessensspielräumen in der Bewertung von Buchkrediten, der Bewertung von Rückstellungen und mit der Zuordnung der Wertpapiere zum Handelsbestand, zum Finanzanlagebestand sowie zur sog. Liquiditätsreserve zusammen sowie insbesondere mit der Möglichkeit, Vorsorgereserven nach § 340f HGB still zu bilden und wieder still aufzulösen. Deshalb ist es schwierig bis unmöglich, Gewinnausweise miteinander zu vergleichen und damit auch die bilanzielle Eigenkapitalposition zu würdigen.

Aus der Perspektive des Wettbewerbs (Benchmarking) werden die beiden Banken miteinander und – soweit es möglich ist – mit Durchschnittswerten der Kreditgenossenschaften bzw. Sparkassen aus den Erfolgsrechnungs- und Banken-Bilanzstatistiken der Deutschen Bundesbank sowie anderen Auswertungen, z. B. aus den Finanzstabilitätsberichten, regionalstatistischen Ergebnissen der Verbände48 und weitere Studien verglichen.

Das Analyse-/Kennzahlentool wird anschließend vorgestellt. Dieses ist eine Weiterentwicklung, die auf Bankrating-Modellen der Praxis (wie z. B. Ratingsystematik_Bankenratings von Creditreform), der praxisorientierten CAMEL(S)-Systematik sowie auf diversen weiteren Veröffentlichungen zum Thema Bankbilanzanalyse fußt.49

Abgrenzung

Durch die Verwirklichung des Proportionalitätsgedankens haben insbesondere nicht börsennotierte kleine und nicht komplexe Institute (Art. 4 I Nr. 145 CRR II) ab 2021 in ihrem Offenlegungsbericht erheblich weniger Daten zu publizieren (Art. 433b II CRR II) (vgl. hierzu Richtlinie EU 2019/876 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.5.2019 zur Änderung der Richtlinie 575/2013; inkraftgetreten am 27.6.2019; Anwendung der CRR II ab 28.6.2021). Im Rahmen dieses Buches wird der Stand der CRR I zugrundegelegt. Auf die zukünftigen Veränderungen in der Offenlegung wird nicht eingegangen.

[45]Abschließend soll die Grundstruktur des Buches anhand der folgenden Abbildung gezeigt werden:

[image: Abbildung]

Abbildung 1: Grundstruktur des Buches







1 Vgl. z. B. SVR (Jahresgutachten 2019/20), Kapitel 4; Deutsche Bundesbank (1/2018), S. 49; Würmeling, J. (2019); Hamacher, E. (2021).

2 Vgl. Dapp, T.F./Deutsche Bank Research (2014); Wannhoff, J. (2018), S. 33 ff.

3 Vgl. Flögel, F./Gärtner, S. (2020). Die Wirtschaftsleistung in Deutschland brach aufgrund der bisherigen Lockdowns dramatisch ein. Erwartet wurde eine »Welle von Kreditausfällen« zumindest in bestimmten Branchen. Vgl. Deutsche Bundesbank (Finanzstabilitätsbericht, 2020), S. 37 ff. Vgl. zu den Krisenverläufen in der Simulation Fritsche, J.-P./Harms, P.C. (2020), S. 266 ff.
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[47]Teil 1 – Berichte



[49]2 Jahresabschluss mittelständischer Kreditinstitute

Der Jahresabschluss stellt (zusammen mit dem Lagebericht) das zentrale Medium dar, mit dem Adressaten entscheidungsrelevante und verlässliche Informationen zur Beurteilung der Geschäftstätigkeit und der wirtschaftlichen Lage der Kreditinstitute erhalten können.1 Die prinzipielle Zielsetzung der handelsrechtlichen Rechnungslegung besteht darin, ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu vermitteln (§ 264 II Satz 1 HGB).

Im folgenden Kapitel sollen der Aufbau, der Inhalt und die Bewertung in der Bankbilanz sowie der Aufbau und der Inhalt der Bankerfolgsrechnung behandelt werden. Die Gliederung dieses Kapitels entspricht untenstehender Darstellung:

[image: Abbildung]

Abbildung 2: Inhalt des Kapitels »Jahresabschluss mittelständischer Kreditinstitute«





2.1 Rechtsgrundlagen und Inhalte des Jahresabschlusses

Die Rechtsgrundlagen für den Jahresabschluss (JA) im Hinblick auf Bilanzierung, Bewertung und Ausweis finden sich im Wesentlichen im Handelsgesetzbuch (HGB) und in der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV) sowie im Kreditwesengesetz (KWG).2

2.1.1 Rechtsgrundlagen

Gemäß § 242 I – III HGB hat jeder Kaufmann, d. h. auch jedes Kreditinstitut, einen Jahresabschluss zu erstellen. Dieser soll das Ergebnis der wirtschaftlichen Betätigung des Kreditinstituts abbilden. Der JA besteht aus Bilanz und GuV sowie dem Anhang und dient u. a. der [50]Dokumentation3, der Erfolgsermittlung und -verwendung4 und der Informationsbereitstellung für das Management, das Aufsichtsorgan, die Aufsichtsbehörden und für sonstige Dritte (Kontrahenten, Arbeitnehmer, Kunden).5

Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute (KI und FI) unterliegen den allgemeinen Buchführungs- und Rechnungslegungsvorschriften für Kaufleute. Da KI und FI die Kaufmannseigenschaft besitzen (§ 1 I KWG i. V. m. § 1 II HGB), gelten für sie die HGB-Basisnormen (§§ 238–263 HGB, insbesondere auch die in diesen Abschnitten niedergelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, GoB). In der Normenhierarchie der handelsrechtlichen Bilanzierungsvorschriften für KI und FI bilden die rechtsform-, größen- und branchenunabhängigen Vorschriften der §§ 238–263 HGB die erste Stufe. Die ergänzenden Vorschriften für Kapitalgesellschaften (§§ 264 ff. HGB) sind für KI und FI stets, d. h. auch für Einzelbankiers und Bank-Personengesellschaften, anzuwenden, und zwar ohne die Erleichterungsvorschriften für kleine und mittelgroße Kapitalgesellschaften. § 340a I HGB bestimmt dementsprechend, dass Kreditinstitute die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften auf ihren Jahresabschluss anzuwenden haben (§§ 264–289a HGB: ergänzende Basisnormen). Dies gilt allerdings nur insoweit, als sich nicht abweichende Regelungen aus den §§ 340 bis 340o HGB ergeben sollten. In diesen Paragraphen sind Bilanzierungs- und Bewertungsnormen enthalten, die nur für Kreditinstitute gelten (institutsspezifische Vorschriften).

Neben diesen HGB-Vorschriften sowie auch einzelnen Paragraphen aus dem KWG (§§ 26, 26a, 28 und 29 KWG) legt speziell die »Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsunternehmen« (RechKredV) die Besonderheiten der Bankrechnungslegung fest. Die RechKredV ersetzt oder ergänzt einzelne HGB-Normen und gibt detaillierte Bilanz- und GuV-Formblätter vor.

Zusätzlich zu den für alle Kreditinstitute geltenden Vorschriften bestehen auch rechtsformspezifische Vorschriften (z. B. die §§ 336–339 HGB, mit speziellen haftungsrechtlichen Regelungen für eingetragene Genossenschaften, Vorschriften des Aktiengesetzes: §§ 58, 150 bis 161 AktG).6

So schreibt die Volksbank Göppingen (JA 2019):


»Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften des HGB und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute (Rech-KredV) aufgestellt. Gleichzeitig erfüllt der Jahresabschluss die Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes (GenG) und der Satzung der Bank.«



Inhalt der besonderen, institutsspezifischen Bilanzierungsvorschriften, die im vierten Abschnitt des dritten Buches des HGB enthalten sind, sind die Folgenden:


	Anwendungsbereich (§ 340 HGB)

	Jahresabschluss, Lagebericht (§ 340a–d) (Pensionsgeschäfte, GuV und Anhang, Fristengliederung)

	Bewertungsvorschriften (§ 340e–g)

	Währungsumrechnung (§ 340h)

	Konzernabschluss, -lagebericht (§ 340i–j)

	[51]Prüfung (§ 340k) und Offenlegung (§ 340l)

	Straf- und Bußgeldvorschriften, Zwangsgelder (§ 340 m–o)



Die RechKredV regelt vorrangig Gliederungs- und Ausweisfragen in Bilanz, GuV und Anhang. Die einzelnen Positionen des JA werden dort detailliert geregelt:


	Anwendungsbereich (§ 1)

	Bilanz und GuV (§§ 2–11)

	Einzelne Posten der Bilanz (§§ 12–27)

	Einzelne Posten der GuV (§§ 28–33)

	Anhang (§§ 34–36)

	Konzernrechnungslegung (§ 37), Ordnungswidrigkeiten (§ 39)



Der Anhang stellt den dritten (integralen) Bestandteil des Jahresabschlusses dar. Seine Funktion wird insbesondere aus der Generalnorm des § 264 II HGB abgeleitet, wonach der Jahresabschluss insgesamt unter »Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kapitalgesellschaft vermitteln« soll.

Der Anhang hat eine Reihe von Funktionen zu erfüllen:7


	Interpretationsfunktion

	Korrekturfunktion

	Entlastungsfunktion

	Ergänzungsfunktion



Indem bestimmte in der Bilanz bzw. GuV abgebildete Sachverhalte erläutert und ergänzt werden (z. B. zu den in der Bilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, § 285 II Nr. 1 HGB), wird eine Verbesserung des Informationsgehalts verfolgt (Interpretationsfunktion). Um die Bilanz übersichtlicher zu gestalten, werden Detailinformationen i. S. einer Entlastungsfunktion in den Anhang verlagert (z. B. Fristengliederung nach Restlaufzeiten gem. § 9 Rech-KredV). Mit der Korrekturfunktion sollen die Jahresabschlüsse besser vergleichbar gemacht werden und Fehlinterpretationen vermieden werden (z. B. durch Angabe von Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden des Vorjahres, § 285 II Nr. 2 HGB). Es sind auch die Auswirkungen auf die Darstellung der Veränderung auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu erläutern. Enthalten die Bilanz bzw. die GuV bestimmte Informationen nicht, kommt dem Anhang eine Ergänzungsfunktion zu (z. B. Beschäftigtenzahlen gem. § 285 Nr. 7 HGB).

Die Anforderungen an den Inhalt des Anhangs sind über verschiedene HGB-Paragrafen sowie in Spezialgesetzen verstreut niedergelegt. Für Banken ergeben sich darüber hinaus aus den bankenrechtlichen Spezialvorschriften der §§ 340 ff. HGB sowie der RechKredV weitere Anforderungen an den Anhang.8 Gleichwohl können über die gesetzlich geforderten Pflichtangaben hinaus weitere Angaben im Anhang gemacht werden, wenn dadurch nicht gegen den generellen Grundsatz der Klarheit und Wahrheit verstoßen wird.

Grundsätzlich haben die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft den Jahresabschluss innerhalb von drei Monaten nach dem Bilanzstichtag aufzustellen und dem zuständigen Abschlussprüfer zuzuleiten (§ 340a I i. V. m. § 264 I HGB, § 26 I KWG).9 Bei der Banken[52]aufsicht (BaFin und Bundesbank) ist der aufgestellte JA zusammen mit dem Lagebericht (LB) unverzüglich über den zuständigen Prüfungsverband bei Genossenschaftsbanken bzw. Sparkassen einzureichen.10

Der JA und der LB sind unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat vorzulegen (s. für die Genossenschaften § 33 I Satz 2 GenG). Der Aufsichtsrat hat den JA, den LB und den Vorschlag über die Verwendung des Jahresüberschusses bzw. die Deckung des Jahresfehlbetrages zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung den Gesellschaftern (der Hauptversammlung bei der AG; im Fall bspw. einer Genossenschaft der General- bzw. Vertreterversammlung) vor Feststellung des Jahresabschlusses zu berichten.11

Nach § 340k I HGB haben Kreditinstitute, ohne dass es auf ihre Größe ankommt, ihren Jahresabschluss, genauso wie ihren Lagebericht sowie ggf. ihren Konzern-Jahresabschluss (vor deren Feststellung) innerhalb von fünf Monaten (spätestens also bis zum 31.5. des auf den Bilanzstichtag, i. d. R. der 31.12., folgenden Jahres) prüfen zu lassen. Der Jahresabschluss muss nach der Prüfung unverzüglich festgestellt werden (§ 340k I Satz 3 HGB). Mit der Feststellung wird der JA rechtswirksam.12 Die Kompetenz zur Feststellung hängt von der Rechtsform ab (bei der Sparkasse ist dies bspw. der Verwaltungsrat).13

Billigt der Aufsichtsrat einer AG den Jahresabschluss, so ist dieser nach § 172 AktG festgestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen (→ § 173 AktG). Indem der Vorstand den Jahresabschluss dem Aufsichtsrat vorlegt, drückt er konkludent seine Bitte um Billigung aus. Bei einer GmbH haben die Gesellschafter über die Feststellung des Jahresabschlusses zu beschließen (§ 42a GmbHG). Bei Personenhandelsgesellschaften und Einzelfirmen wird der Jahresabschluss durch die Gesellschafter bzw. durch den Inhaber aufgestellt und festgestellt. Bei Sparkassen und Landesbanken fällt die Feststellung des Jahresabschlusses in die Zuständigkeit des Verwaltungsrats (ggf. eines Aufsichtsrats).14 Bei Kreditgenossenschaften steht den Mitgliedern der Generalversammlung (bzw. bei großen Genossenschaften der Vertreterversammlung) gem. § 48 GenG das Recht zur Feststellung des Jahresabschlusses zu. Die Generalversammlung der Genossenschaft hat in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres stattzufinden (§ 48 I GenG).

Unverzüglich nach der Bestellung hat das Institut der BaFin und der Bundesbank den von ihm bestellten Prüfer anzuzeigen (§ 28 I Satz 1 KWG). Dies gilt nicht für Institute, die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband angeschlossen oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes geprüft worden sind (vgl. § 28 III KWG).15

Genossenschaftsbanken und Sparkassen unterliegen rechtlich bzw. faktisch dem sog. Prüfungsmonopol:16 Für Genossenschaftsbanken regelt § 340k II HGB, dass die Prüfung von dem Prüfungsverband durchzuführen ist, dessen Mitglied das Kreditinstitut ist (Pflichtprüfung durch den Genossenschaftsverband).

[53]Dies erwähnt der Aufsichtsrat der VB G in seinem Bericht 2019:


»Der Baden-Württembergische Genossenschaftsverband hat die gesetzlich vorgeschriebene Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2019 einschließlich des Lageberichts durchgeführt.«



§ 340k III HGB sieht für Sparkassen vor, dass die Prüfungen dort von der Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes durchgeführt werden dürfen (Wahlrecht). Die Landesgesetzgeber haben aber regelmäßig Vorschriften in Kraft gesetzt, die verfügen, dass auch Sparkassen einer Pflichtprüfung durch die Prüfungsstelle ihrer regionalen Sparkassen- und Giroverbände unterliegen.17

Gemäß § 317 I HGB ist in die Prüfung des Jahresabschlusses die Buchführung einzubeziehen, wobei sich die Prüfung darauf zu erstrecken hat, ob die gesetzlichen Vorschriften und sie ergänzende gesellschaftsvertragliche Bestimmungen beachtet worden sind. Gemäß Abs. 2 ist der Lagebericht (Analoges gilt für den Konzernlagebericht) darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen des Abschlussprüfers in Einklang steht und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind.

Der Aufsichtsrat (bzw. Verwaltungsrat) kann zwar den Inhalt nicht einschränken, er kann aber nach interner Beratung den Umfang der Prüfung oder der Berichterstattung auf zusätzliche Punkte erweitern.18

Nach § 29 I KWG hat der Abschlussprüfer auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Instituts bei der Jahresabschlussprüfung zu überprüfen. Er hat der Bankenaufsicht gem. § 29 III KWG unverzüglich anzuzeigen, wenn ihm bei der Prüfung Tatsachen bekannt werden, die eine Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsvermerks rechtfertigen, den Bestand des Kreditinstituts gefährden oder seine Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können, einen erheblichen Verstoß über die Zulassungsvoraussetzungen des Kreditinstituts oder die Ausübung seiner Tätigkeit nach KWG darstellen oder schwerwiegende Verstöße gegen Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag erkennen lassen (Krisenwarnfunktion).19

Bei Instituten in genossenschaftlicher Rechtsform und bei öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten ist auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung zu prüfen.20

Der Jahresabschluss muss mit dem Bestätigungsvermerk oder einem Vermerk über die Versagung der Bestätigung versehen sein. Der Abschlussprüfer hat den Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) unverzüglich nach Beendigung der Prüfung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und der Deutschen Bundesbank einzureichen (§ 26 II KWG). Bei Kreditinstituten, die einem genossenschaftlichen Prü[54]fungsverband angehören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes geprüft werden, hat der Abschlussprüfer den Prüfungsbericht nur auf Anforderung der BaFin einzureichen.21

Gemäß § 340 l I Satz 1 HGB haben alle Kreditinstitute ihre Jahresabschlussunterlagen entsprechend den Vorgaben für Kapitalgesellschaften (§ 325 II bis V, §§ 328, 329 I HGB) offenzulegen. Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs von Kapitalgesellschaften haben für die Gesellschaft folgende Unterlagen in deutscher Sprache zu veröffentlichen: den festgestellten oder gebilligten Jahresabschluss, den Lagebericht, den Bericht des Aufsichtsrats und den Bestätigungsvermerk oder den Vermerk über dessen Versagung, den Vorschlag für die Ergebnisverwendung und den Beschluss über die Ergebnisverwendung unter Angabe des Jahresüberschusses bzw. Jahresfehlbetrages.22 Die Unterlagen sind elektronisch beim Betreiber des Bundesanzeigers (www.ebundesanzeiger.de) in einer Form einzureichen, die ihre Bekanntmachung ermöglicht. Die genannten Unterlagen sind spätestens ein Jahr nach dem Abschlussstichtag des Geschäftsjahrs einzureichen, auf das sie sich beziehen. Liegen die Unterlagen nicht innerhalb der Frist vor, sind sie unverzüglich nach ihrem Vorliegen offenzulegen. Für kapitalmarktorientierte Kreditgenossenschaften gilt nach § 325 IV HGB eine verkürzte Einreichungsfrist von längstens vier Monaten.23

Das folgende Bild zeigt den zeitlichen Ablauf des Jahresabschlusses von der Aufstellung bis zur Publikation im Bundesanzeiger im Überblick:

[image: Abbildung]

Abbildung 3: Zeitlicher Verlauf von Aufstellung, Prüfung, Feststellung und Publizität des Jahresabschlusses und Lageberichts einer Kreditgenossenschaft

(Quelle: in Anlehnung an Sollanek, A., 2005, S. 22).






[55]2.1.2 Aufbau der Bilanz

Im folgenden Abschnitt erfolgt eine kurze Darstellung und Erläuterung der Bankbilanz, die sich von den üblichen Bilanzen anderer Branchen relativ stark unterscheidet.

Die Aktivseite der Bankbilanz weist die Mittelverwendung des Kreditinstituts, die Passivseite deren Mittelherkunft/Refinanzierung aus. Darüber hinaus vermitteln Banken u. a. Wertpapiere und Versicherungen an Kunden bzw. unterstützen durch ihre Vermittlertätigkeit die Finanzierung durch Dritte. Diese Geschäfte sind jedoch prinzipiell nicht bilanzwirksam.

Die Besonderheiten einer Bankbilanz, geprägt durch den institutsspezifischen Kreislauf, der sich allein in Finanzbewegungen vollzieht, sind durch die Gliederung nach abnehmender Liquidität, der Dominanz von Forderungen und Verbindlichkeiten, geringem Sachanlagevermögen und Eigenkapital sowie keiner klaren Trennung von Anlage- und Umlaufvermögen gekennzeichnet.24

Nachfolgend ist die Grundstruktur einer Bankbilanz, die in Kontoform nach § 266 HGB aufzustellen ist, für die Kreditinstitute aber ein spezifisches Formblatt zu verwenden haben (§ 2 I RechKredV), dargestellt:


	Aktiva	Passiva

	Barvermögen (»Kassenbestand« einer Bank inkl. Guthaben bei der Notenbank)	Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (unterschiedlicher oft kurzfristiger Laufzeiten; inkl. Zentralbank, von dort erhalten KI Liquidität gegen Hinterlegung von Sicherheiten)

	Kredite an Banken (falls überschüssiges Zentralbankgeld vorhanden, Möglichkeit anderen Banken, Liquidität über Geldmarkt zur Verfügung zu stellen)	Einlagen von Nichtbanken (klassisches Einlagengeschäft von Kunden unterschiedlicher Fristigkeit)

	Kredite an Nichtbanken (klassisches Kreditgeschäft an Private u. Unternehmen)	Verbriefte Verbindlichkeiten (über Bankanleihen erhalten Kreditinstitute Liquidität von Anlegern)

	Wertpapiere (werden als Sicherheit benötigt, die Kreditinstitute z. B. bei Notenbank hinterlegen müssen, um Liquidität zu erhalten oder Nutzung als Anlage und um Eigenhandel zu betreiben)	Sonstige Passivpositionen (z. B. Rückstellungen, Rechnungsabgrenzungsposten, Treuhandverbindlichkeiten)

	Sonstige Aktivpositionen (z. B. Sachanlagen, Rechnungsabgrenzungsposten, Treuhandvermögen)	Eigenkapital (birgt Eigentumsrechte und ist Risikopuffer)

	Bilanzsumme	Bilanzsumme




Tabelle 3: Die stilisierte Bankbilanz

(Quelle: in enger Anlehnung an Bundesverband deutscher Banken, »Banken im Finanzsystem«)



Um der Informationsfunktion des Jahresabschlusses eines Kreditinstituts gemäß § 264 II HGB (ein den »tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage … zu vermitteln«) gerecht zu werden, sollte die Abgrenzung der Bilanzpositionen voneinander und ihre Reihenfolge gewisse Einblicke in:


	die (besonders wichtigen) Liquiditätsverhältnisse,

	die Ertragsgrundlagen und in

	die Risikoverhältnisse



des jeweiligen Instituts gewähren.

[56]Die Reihenfolge der Aktiv- und Passivposten orientiert sich (als unabdingbares Erfordernis zum Weiterexistieren einer Bank) in erster Linie an der Liquidität. Maßgeblich für die Erhaltung der Liquidität sind, neben dem Bestand an Zahlungsmitteln, vor allem die Höhe und die zeitliche Struktur künftiger Ein- und Auszahlungen (darauf wird im Rahmen der Erörterung des Liquiditätsrisikos im Risikobericht näher eingegangen). Die Bilanz ist auf der Aktivseite nach dem Kriterium der abnehmenden Liquidität und auf der Passivseite nach der zunehmenden Verfügbarkeitsdauer gegliedert.25 Sie gibt daher in Grenzen Auskunft über die Liquidierbarkeit von Aktiven in Form der Verflüssigung des Vermögensgegenstandes im Umsatzprozess (»Selfliquidating Period«) und der Möglichkeit, einen Vermögensgegenstand vor Ablauf seiner Selbstliquidationsperiode vorzeitig zu verkaufen (»Shiftability«) sowie über Fristigkeiten von Aktiven und Passiven (dynamische Liquidität).26

Nach § 340d HGB ist im Anhang eine Fristengliederung27 – wobei die Restlaufzeit am Bilanzstichtag (§ 8 RechKredV) maßgebend ist – der Forderungen und Verbindlichkeiten vorzunehmen. Anzugeben sind auch die im Posten »Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere« und im Unterposten »begebene Schuldverschreibungen« enthaltene Beträge, die in dem Jahr, das auf den Bilanzstichtag folgt, fällig werden.

In der Bankbilanz werden neben Liquiditätsrisiken auch in Grenzen Bonitätsrisiken, allerdings keine Zinsänderungs- und Wechselkursrisiken, abgebildet.28 Im Rahmen der Ermittlung von Bonitätsrisiken ist aufgrund von Objektivierungserfordernissen zwar keine individuelle Bonitätsrisikobeurteilung einzelner Finanzaktiva möglich, in gewisser Weise lässt die Bilanz aber Einblicke in Ausfallrisiken zu.29

Hierzu gehören z. B. Kenntlichmachung von risikolosen und risikoarmen Aktiva (A1, A2, A9, A10), Trennung von Forderungen gegenüber Kunden und Forderungen gegenüber anderen Kreditinstituten (A3 und A4), Ausgliederung in A4: »grundpfandrechtlich gesicherte Kredite« und »Kommunalkredite«, Trennung der festverzinslichen Wertpapiere A5 in »öffentliche Emittenten« (A5a) und »andere Emittenten« (A5b), gesonderter Ausweis nachrangiger Vermögensgegenstände (ggf. im Anhang), potenzielle Eigentümerrisiken (A7/A8/A9) und Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen durch Untergliederungspositionen und Ausweis bestimmter sog. »Unterstrichpositionen«.

Im Hinblick auf die Ertragslage gibt die Separierung bestimmter Positionen und Ausgliederungen gewisse, eng begrenzte Hinweise, z. B. Hauptposition »Barreserve«, separater Ausweis des Interbankengeschäfts, Unterposition »Spareinlagen«, Angabe nachrangiger Vermögensgegenstände und Schulden, Angaben über besondere finanzielle Beziehungen (zu verbundenen Unternehmen u. Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht; Organkredite gem. § 15 KWG im Anhang).30

Die Bankbilanz ist durch Pflichtpositionen gekennzeichnet, die in Haupt-, Untergliederungs- und Ausgliederungspositionen zu differenzieren sind. Auch sind Zusatzpositionen möglich, ebenso wie Leerpositionen. Hauptpositionen werden in der Hauptspalte ausgewie[57]sen und zur Bilanzsumme aufaddiert. Untergliederungspositionen sind mit Buchstaben zu versehen. Ausgliederungspositionen (»darunter« oder »davon« = »Unterposten« in § 3 Rech-KredV) sind bspw. verbriefte und unverbriefte Forderungen/Verbindlichkeiten an »verbundene Unternehmen« und »Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht« bzw. »durch Grundpfandrechte gesicherte Forderungen« und »Kommunalkredite«.31

Die Form der Darstellung, insbesondere die Gliederung der aufeinanderfolgenden Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen, ist nach § 265 I Satz 1 HGB beizubehalten, soweit nicht in Ausnahmefällen wegen besonderer Umstände Abweichungen erforderlich sind. Abweichungen vom Grundsatz der Darstellungsstetigkeit sind (nach § 265 I Satz 2 HGB) im Anhang zu erläutern.

Im Folgenden sollen die Bilanzpositionen kurz beschrieben werden, wobei für jede Position der Ausweis beispielhaft anhand der beiden Fallstudienbanken für das Geschäftsjahr 2019 und das Vorjahr angeführt und ggf. kommentiert wird.


2.1.3 Aktivpositionen

2.1.3.1 Barreserve

Im liquidesten Posten der Bankbilanz, der »Barreserve« (A1), werden nach § 12 RechKredV zum Nennwert die Kassenbestände (A1a)32 (d. h. Bargeld und Sorten) ausgewiesen. Unter A1b) sind die täglich fälligen Guthaben (inkl. Fremdwährungsguthaben, die zum Devisenkassamittelkurs umzurechnen sind)33 bei Zentralnotenbanken auszuweisen (das gilt auch für die bei der Bundesbank unterhaltene Mindestreserve). Gemäß § 13 I Satz 1 RechKredV sind unter A2 Schatzwechsel, unverzinsliche Schatzanweisungen34 und ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen35 und Wechsel36 auszuweisen, sofern diese unter Diskontabzug hereingenommen wurden und zur Refinanzierung bei den Zentralnotenbanken der Niederlassungsländer zugelassen sind.37 Institute haben unter A2 sowie den noch später zu besprechenden Posten A5 (»Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere«) den Umfang einer möglichen Refinanzierbarkeit bei der Deutschen Bundesbank zu vermerken, um dem Bilanzleser einen Einblick in die Liquidisierbarkeit bestimmter Vermögensgegenstände zu geben.38


[58]Bei der Fallstudienbank VB G beträgt die Barreserve für 2019 etwa 37 Mio. €, wobei mehr als die Hälfte davon als Kassenbestand gehalten wurde. Die VB M weist knapp 63 Mio. € aus, wovon 90 % Guthaben bei der Deutschen Bundesbank waren. Die Pos. A2 ist jeweils leer.




	in T€	VB G	VB G	VB M	VB M

	2019	2018	2019	2018

	1. Barreserve	37.389	39.892	62.811	15.653

	a) Kassenbestand	20.281	20.044	6.084	5.678

	b) Guthaben bei Zentralnotenbanken	17.108	19.848	56.727	9.975

	2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken zugelassen sind	–	–	–	–

	a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen	–	–	–	–

	b) Wechsel	–	–	–	–



Die Barreserve ist ein wesentlicher Bestandteil der liquiden Aktiva der – im Rahmen des Risikoberichts später noch ausführlich behandelten – aufsichtsrechtlichen Liquiditätskennzahl LCR.



2.1.3.2 Forderungen
Aus bankbetriebswirtschaftlicher Sicht umfassen Kreditleistungen die Gesamtheit derjenigen Dienstleistungen des Bankbetriebes, deren Ergebnis in einer Kreditgewährung und/oder in einer Kreditvermittlung besteht. Geldleihen sind dann gegeben, wenn der Bankbetrieb dem Kunden aus dem eigenen Kreditschöpfungspotenzial unmittelbar einen Kreditbetrag zur Verfügung stellt oder ein Kreditlimit einräumt, innerhalb dessen der Kunde beliebig Kreditbeträge in Anspruch nehmen kann. Setzt die Bank primär nicht einen Kreditbetrag, sondern ihren eigenen »Kredit« ein, so handelt es sich um eine Kreditleihe.

Gem. § 14 I RechKredV werden unter Pos. A3 alle Arten von Forderungen aus Bankgeschäften an in- und ausländische Kreditinstitute39 einschließlich der von Kreditinstituten eingereichten Wechsel erfasst, soweit es keine börsenfähigen Schuldverschreibungen (Pos. A5) sind. Insofern handelt es sich um eine Residualposition.40 In dieser Position ist eine Untergliederung in »täglich fällige« und »andere Forderungen« vorzunehmen.

Die beiden Fallstudienbanken weisen folgende Forderungen an Kreditinstitute in ihren Bilanzen aus:


	in T€	VB G	VB G	VB M	VB M

		2019	2018	2019	2018

	3. Forderungen an Kreditinstitute	165.979	130.785	25.340	40.585

	a) täglich fällig	118.661	82.958	19.832	39.066

	b) andere Forderungen	47.318	47.827	5.508	1.519


[59]Ein vielfach entscheidendes Motiv für Interbankentransaktionen stellt der (kurzfristige) Ausgleich von aus dem Nichtbankengeschäft resultierenden Liquiditätsengpässen oder -überschüssen dar. Über den Interbankenmarkt wird Liquidität zwischen Kreditinstituten umverteilt, und zwar von den Instituten, die einen Überschuss besitzen, zu solchen mit einem vorübergehenden Defizit. Dabei bleibt die Gesamtmenge an Liquidität im Bankensystem unverändert, wird jedoch unter den Geschäftsbanken bedarfsgerechter verteilt.41

Als Forderungen an Kunden (A4) sind die nicht in Wertpapieren verbrieften bankgeschäftlichen Forderungen42 an in- und ausländische Nichtkreditinstitute (»Kunden«) (Privatpersonen, juristische Personen des öffentlichen und des privaten Rechts, Personenvereinigungen etc.) auszuweisen (§ 15 RechKredV). Sowohl in A3 als auch in A4 werden jeweils nur in Anspruch genommene Kredite, nicht hingegen Kreditzusagen bilanziert.

Wie noch später ausführlich gezeigt wird, sind die Forderungen in den beiden Posten A3 und A4 mit ihrem Nettobetrag auszuweisen (→ Netto-Ausweis), d. h. sie werden um korrespondierende Verbindlichkeiten und Wertberichtigungen gekürzt.

Beide Fallstudienbanken weisen einen erheblichen Teil ihrer Bilanzsumme in dieser Position aus:


	in T€	VB G	VB G	VB M	VB M

		2019	2018	2019	2018

	4. Forderungen an Kunden	1.316.048	1.205.948	1.782.125	1.502.727

	darunter: durch Grundpfandrechte gesichert	611.521	615.827	457.306	402.720

	Kommunalkredite	7.486	8.532	8.365	8.910


Mithilfe der Einräumung von Sicherheiten reduzieren Banken ihre Forderungsausfälle. Die Bilanz muss hierüber in Form einer Ausgliederung Auskunft geben, in welchem Ausmaß grundpfandrechtlich gesicherte Kredite sowie auch Kommunalkredite abgeschlossen wurden. Unter grundpfandrechtlich gesicherten Forderungen sind durch Hypotheken-, Grund- oder Rentenpfandrechten unterlegte Forderungen zu verstehen, bei denen die Beleihung sich im Rahmen von max. 60 % des Beleihungswertes43 (Beleihungsauslauf 60 % gem. § 14 PfandBG) hält und die Beleihung auf inländische Grundstücke beschränkt ist (§ 15 II RechKredV).44 Bei den Kommunaldarlehen handelt es sich um Direktdarlehen an öffentliche Körperschaften und um zu 100 % kommunal verbürgte Darlehen (»volle Gewährleistung«) (§ 15 III RechKredV).45

Mithilfe dieser Angaben ist es, wie noch gezeigt werden wird, möglich, eine Kennzahl zu bilden, die Auskunft über den Besicherungsgrad der Buchkredite durch Grundpfandrechte gibt.

[60]Die Abgrenzung zwischen der Pos. A4 und A14 (Sonstige Vermögensgegenstände) ist zum Teil umstritten. Das gilt bspw. für die Frage der Bilanzierung von Steuerrückforderungen oder Schadensersatzansprüchen an Versicherungen.46

Für die Aufgliederung der Forderungen an Kreditinstitute (b: andere Forderungen) und an Kunden im Anhang sind folgende Restlaufzeiten47 maßgebend:48

	bis drei Monate,
	mehr als drei Monate bis ein Jahr,
	mehr als ein Jahr bis fünf Jahre,
	mehr als fünf Jahre.

Außerdem muss der Betrag der darin enthaltenen Forderungen mit unbestimmter Laufzeit angegeben werden.

Der sog. Restlaufzeitenspiegel sieht bei der VB G und der VB M für 2019 folgendermaßen aus:


	Restlaufzeitenspiegel (in T€)	VB G	VB M

	Andere Forderungen an KI bis 3 Monate	–	3

	Andere Forderungen an KI > 3 Monate bis – 1 Jahr	–	5

	Andere Forderungen an KI > 1 Jahr bis 5 Jahre	–	1.500

	Andere Forderungen an KI > 5 Jahre	45.000	4.000

	Forderungen an Kunden bis 3 Monate	48.959	25.069

	Forderungen an Kunden > 3 Monate bis 1 Jahr	96.273	113.515

	Forderungen an Kunden > 1 Jahr bis 5 Jahre	390.189	412.467

	Forderungen an Kunden > 5 Jahre	738.405	518.767


Aus diesen Angaben bekommt der Analyst Anhaltspunkte über die Liquiditätslage des Instituts im auf das Berichtsjahr folgende Geschäftsjahr.49 Diese Daten werden u. a. dazu verwendet, um Kennzahlen zu Aktiv-Passiv-Relationen unter zeitlichen Gesichtspunkten (statische Liquiditätskennzahlen) zu bilden.



2.1.3.3 Wertpapiere

2.1.3.3.1 Forderungstitel mit Wertpapiercharakter

Der für Zwecke der Rechnungslegung maßgebliche Wertpapierbegriff ist in § 7 RechKredV geregelt. Zur Abgrenzung der Wertpapiere von den Forderungen sind die §§ 14 und 15 RechKredV heranzuziehen. Grundsätzlich zielt die Abgrenzung zwischen Wertpapieren und Forderungen darauf ab, nur solche Vermögensgegenstände als Wertpapiere bilanzrechtlich anzuerkennen, die fungibel sind bzw. eine hohe Liquiditätsnähe besitzen.50 Mit dieser Abgrenzung wird der Zielsetzung einer liquiditätsorientierten Bilanzgliederung entsprochen. Entscheidend ist hierfür erstens der Rechtscharakter eines Finanztitels und zweitens dessen Börsenfähigkeit.

Unter Position A5 sind solche Forderungstitel51 auszuweisen, die Wertpapiercharakter haben.

[61]Die beiden Genossenschaftsbanken haben folgende Beträge in dieser Position ausgewiesen:


	in T€	VB G	VB G	VB M	VB M

		2019	2018	2019	2018

	5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere	824.221	875.283	116.599	123.300

	a) Geldmarktpapiere	—	—	—	—

	b) Anleihen und Schuldverschreibungen	824.221	875.283	116.599	123.300

	ba) von öffentlichen Emittenten	17.753	36.839	39.872	41.392

	darunter: beleihbar bei der BBk	17.753	36.839	39.872	41.392

	bb) von anderen Emittenten	806.468	838.445	76.727	81.908

	darunter: beleihbar bei der BBk	484.884	595.470	69.572	73.242

	c) eigene Schuldverschreibungen	—	—	—	—



Die Bezeichnung »festverzinslich« bezieht sich nicht auf die Art der Verzinsung, sondern auf die Rechtsstellung des Finanztitelinhabers. Wertpapiere gelten immer dann als festverzinslich, wenn sie Gläubigerrechte verbriefen, unabhängig davon, ob sie mit einer festen, einer variablen oder mit keiner expliziten Verzinsung ausgestattet sind.52

Schuldscheindarlehen gehören nicht hierzu, sondern werden unter Buchforderungen ausgewiesen.53

Hingegen gehören börsenfähige Geldmarktpapiere (z. B. Commercial Papers, Euro-Notes, Certificates of Deposits) dazu, die unter Unterpunkt a) auszuweisen sind.54

Einen Einblick in die mit dem Erwerb der Gläubigerpapiere eingegangenen Bonitätsrisiken soll die Untergliederung in »öffentliche« und »andere« Emittenten erlauben. Unterstellt wird dabei, dass öffentliche Emittenten (öffentliche Haushalte, also Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände sowie kommunale Zweckverbände und deren Sondervermögen55) prinzipiell eine bessere Bonität aufweisen als andere Emittenten. Dies ist durchaus kritisch zu sehen, da unter »öffentliche« Emittenten nicht nur inländische Emittenten fallen, sondern genauso auch Papiere öffentlicher Emittenten aus Ländern mit schlechter Bonität enthalten sein können.56

Die Bonitätsratings, d. h. die ordinal skalierte Einstufung der Bonität eines Wirtschaftssubjekts (Unternehmen, Staat) oder Finanzinstruments – auf deren Bestimmung später ausführlicher eingegangen wird –, der »anderen« Emittenten sind nicht bekannt; es könnten hier ebenso gute Bonitäten im Portfolio vorhanden sein wie im Falle der »öffentlichen Emit[62]tenten«. Als Beispiel seien die Pfandbriefe genannt, die prinzipiell sehr gute Sicherheiten darstellen. Ohne die Publizierung der Ratings der Wertpapiere »anderer Emittenten« kann deren Bonitätsgrad nicht bestimmt werden. Der Anteil der Wertpapiere, die bei der Deutschen Bundesbank beleihbar sind57, könnte jedoch ein Indiz für deren Kreditqualität sein.


Hier liegt das Verhältnis bei der VB G im Jahr 2019 bei 60,1 %,58 im Jahr 2018 bei 71 %. Dieselbe Relation weist bei der VB M einen Wert von 90,6 %59 im Jahr 2019 auf.



Wir werden im Zuge der Behandlung des Lageberichts sehen, dass die freiwillige Berichterstattung über die Rating- und/oder die Emittentenstrukturen einen wesentlich besseren Einblick in die Risikostruktur des Instituts gewähren kann.

Zu unterscheiden ist die Börsenfähigkeit von der Börsennotierung. Das Kriterium der Börsennotierung gilt dann als gegeben, wenn entweder in Deutschland die Zulassungsvoraussetzungen zur amtlichen Notierung oder zum geregelten Markt erfüllt sind oder wenn der Finanztitel an einer ausländischen Börse zugelassen oder gehandelt wird (§ 7 III RechKredV). Als börsenfähig gelten Wertpapiere, wenn sie die Voraussetzungen einer Börsenzulassung erfüllen. Für Schuldverschreibungen bestehen etwas schwächere Voraussetzungen. Sie gelten bereits dann als börsenfähig, wenn alle Stücke einer Emission hinsichtlich Verzinsung, Laufzeitbeginn und Fälligkeit einheitlich ausgestattet sind (§ 7 II RechKredV).

Im Anhang sind die börsenfähigen Wertpapiere danach aufzugliedern, ob sie börsennotiert oder nicht börsennotiert sind. »Die durch § 25 I Nr. 1 RechKredV geforderten Angaben stellen für die Analyse der Liquiditätslage eines Instituts eine wichtige Information dar, sind doch Wertpapiere, die an der Börse notiert und somit gehandelt werden, zu jedem Zeitpunkt im Normalfall rasch veräußerbar.«60 Insofern erhält der Adressat Informationen über den Umfang fungibler Wertpapiere.

Die beiden Fallstudienbanken weisen die Börsennotierung etc. nach dem folgenden Schema aus:


	A5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere	VB G	VB M

	in T€	2019	2019

	In folgenden Posten sind enthalten:		

	börsenfähig	824.221	116.599

	davon börsennotiert	680.848	107.431

	davon nicht börsennotiert	143.373	9.168




Der Anteil der börsennotierten Schuldverschreibungen unter Position A5 beträgt bei der VB G 82,5 %, bei der VB M 91 %.




[63]2.1.3.3.2 Anteilsrechte

Position A6 beinhaltet Aktien, Genussscheine, Optionsscheine, Investmentzertifikate, Indexzertifikate und börsennotierte Bezugsrechte.61 Zu den Anteilen an Investmentvermögen gehören neben den Anteilsscheinen an einem Wertpapier-Sondervermögen auch die Anteile an offenen Immobilienfonds (Grundstück-Sondervermögen).62 Anteile an geschlossenen Immobilienfonds können hingegen je nach rechtlicher Ausgestaltung unter A6, A7, A12 oder A13 ausgewiesen werden.63

Kreditinstitute weisen i. d. R. Beteiligungen aus. Sie werden unter Pos. A7 bilanziert, wenn die Absicht der Herstellung einer dauerhaften Verbindung und der Ergänzung des bankgeschäftlichen Leistungspotenzials vorliegt. Es sind Anteilsrechte (gesellschaftsrechtliche Kapitalanteile, keine Gläubigerrechte64) an anderen Unternehmen65, die dazu bestimmt sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb66 durch Herstellung einer dauernden Verbindung zu jenen Unternehmen zu dienen (§ 271 I Satz 1 HGB).67

In der Bilanzierungspraxis werden als Beteiligungen stets Anteile an anderen Kreditinstituten und an branchennahen und branchenverwandten Unternehmen eingestuft, unabhängig von der Höhe der Beteiligungsquote, sowie Anteile an branchenfremden Unternehmen, die 20 % übersteigen.68 Außerdem werden regelmäßig unverbriefte Anteilsrechte (z. B. an GmbHs) dort ausgewiesen.

Gemäß § 271 II HGB sind Anteile an verbundenen Unternehmen gesondert unter Position A8 auszuweisen. Als verbundene Unternehmen gelten danach solche Unternehmen, die als Muttergesellschaft oder Tochterunternehmen (i. S. d. § 291 I HGB) gemäß § 290 HGB nach den Vollkonsolidierungsvorschriften in einen Konzernabschluss einzubeziehen sind.

Die Pos. A6 bis A8 weisen folgende Werte bei den beiden Fallstudienbanken auf:


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere	130.554	105.070	64.185	64.702

	6a. Handelsbestand	—	—	—	—

	7. Beteiligungen und Geschäftsguthaben bei Genossenschaften	52.341	52.341	16.890	16.208

	a) Beteiligungen	52.283	52.283	14.829	13.547

	b) Geschäftsguthaben bei Genossenschaften	58	58	2.061	2.661

	8. Anteile an verbundenen Unternehmen	10	10	1.695	1.695



[64]Die Gliederung der Finanzanlagen und Beteiligungen im Anhang (»B. Entwicklung des Anlagevermögens«) sieht drei Positionen vor: Die Anschaffungskosten zu Beginn des Geschäftsjahres, Veränderungen (saldiert) und schließlich den Buchwert am Bilanzstichtag.


	In T€	VB G	VB M

	Wertpapiere des Anlagevermögens (Pos. A6)	2019	2019

	Anschaffungskosten zu Beginn des GJ	17.396	122.323

	Veränderungen (saldiert)	6.483	- 10.433

	Buchwerte am Bilanzstichtag	23.879	111.890

	Beteiligungen und Geschäftsguthaben bei Genossenschaften (Pos. A7)		

	Anschaffungskosten zu Beginn des GJ	52.394	16.208

	Veränderungen (saldiert)	- 53	682

	Buchwerte am Bilanzstichtag	52.341	16.890

	Anteile an verbundenen Unternehmen (Pos. A8)		

	Anschaffungskosten zu Beginn des GJ	10	1.695

	Veränderungen (saldiert)	–	–

	Buchwerte am Bilanzstichtag	10	1.695

	Summe		

	Anschaffungskosten zu Beginn des GJ	69.800	140.227

	Veränderungen (saldiert)	6.430	- 9.751

	Buchwerte am Bilanzstichtag	76.230	130.475




In der Position Finanzanlagen (Pos. A6) nahmen insbesondere die Wertpapiere bei der VB G ausgehend von 17,4 Mio. € um 6,5 Mio. € zu. Bei den Beteiligungen gab es eine unbedeutende Verringerung.

Anhand dieser Tabelle wird deutlich, dass die VB M den Großteil ihres Wertpapierportfolios dem Anlagevermögen zugeordnet hat (112 Mio. €), wobei der Bestand um 10,4 Mio. € reduziert wurde. Die Beteiligungen sind mit 16 Mio. € deutlich geringer als die der VB G. Bedeutung hat die Zuordnung der Wertpapiere zum Finanzanlagevermögen vor allem für die Bewertung.



Auch in der Pos. A6 sind die börsenfähigen, -notierten und die nicht börsenfähigen auszuweisen:


	A6: Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere	VB G	VB M

	in T€	2019	2019

	In folgenden Posten sind enthalten:		

	börsenfähig	130.553	4.997

	davon börsennotiert	–	–

	davon nicht börsennotiert	130.553	4.997



Investmentfondsanteile stellen nach § 7 RechKredV Wertpapiere dar und werden unabhängig vom Fondsvermögen immer unter Pos. A6 ausgewiesen.69 Sowohl börsengehandelte als auch [65]nicht börsengehandelte Investmentfondsanteile sind als einheitlicher Vermögensgegenstand zu bilanzieren, d. h. es werden nicht die im Fondsvermögen gehaltenen Werte in der Bilanz ausgewiesen. Der zu bilanzierende Vermögensgegenstand ist also immer nur der Investmentanteil.70

An Bedeutung gewonnen haben innerhalb der Eigenanlagen vor allem die Spezialfonds71, die ebenfalls unter Pos. A6 ausgewiesen werden. Spezialfonds stellen ein durch eine Kapitalanlagegesellschaft verwaltetes Sondervermögen dar. In der Regel werden Spezialfonds als Ein-Anleger-Spezialfonds aufgelegt.72 Die Volumina, die in Spezialfonds angelegt werden, wurden im letzten Jahrzehnt erheblich ausgeweitet. Viele genossenschaftliche Kreditinstitute und Sparkassen verwalten Teile ihrer Eigenanlagen in diesem flexiblen Steuerungsinstrument. Bei den Genossenschaftsbanken ist das Spezialfondsvolumen in den letzten Jahren bspw. um rund 80 % besonders stark gestiegen.73

Der Wertansatz des Fonds bemisst sich grundsätzlich nach den Anschaffungskosten, also inklusive eines eventuell anfallenden Ausgabeaufschlags oder sonstiger Anschaffungsnebenkosten.74 Niederstwertprinzip und Einzelbewertungsgrundsatz – die prinzipiell für die Bewertung von Wertpapieren Platz greifen75 – gelten für den Investmentfonds als Ganzem. Damit besteht die Möglichkeit, Abschreibungsrisiken dadurch zu verringern, dass es innerhalb des Fonds Aufrechnungsmöglichkeiten derart gibt, fallende Kurse einiger Wertpapiere durch steigende Kurse anderer Wertpapiere auszugleichen.76

Ausgestaltet kann der Anlageauftrag bei einem Spezialfonds mit einem aktiven Managementauftrag an einen Asset-Manager sein, etwa als Mischfonds für Staatsanleihen, Unternehmensanleihen und Aktien, wobei der Manager die individuellen Anlagerestriktionen des Anlegers genau befolgt. Beim sogenannten Beratermandat nutzt die Bank den Spezialfonds als Abwicklungsplattform für Teile der Eigenanlagen. Hierzu kann der interne Anlageausschuss des Instituts selbst Anlageempfehlungen an den Fondsmanager geben und damit Wertentwicklung und Risikoprofil des Mandats weitgehend mitgestalten.77 Im Gegensatz zur reinen Vermögensverwaltung beabsichtigen die Anleger, die Politik des Spezialfonds im Hinblick auf Anlage und Ausschüttung aktiv zu beeinflussen.78


Die beiden Beispielbanken nutzen Spezialfonds in nicht unerheblichem Ausmaß. Der Spezialfonds der VB G umfasst einen Zeitwert von 134 Mio. € (Buchwert von 130 Mio. €), das wären knapp 14 % des Depots A in Höhe von 953 Mio. €, wobei ca. 3,4 Mio. € stille Reserven darstellen. Dabei werden in den Spezialfonds (→ Union Investment) hauptsächlich komplexere Produkte bzw. risikoreichere Papiere »ausgelagert«. Im Eigenbestand verbleiben – auch um Liquiditätsanforderungen jederzeit zu erfüllen – überwiegend Anlagen mit Investmentgrade. Die VB M lässt ca. 76 Mio. € von 181 Mio. € (Depot A) oder etwa 42 % durch einen Spezialfonds managen. Hier belaufen sich die stillen Reserven auf 10,3 Mio. €.



[66]Die Banken berichten im Anhang über ihr Sondervermögen i. S. d. § 1 X KAGB oder Anlageaktien an Investmentgesellschaften mit veränderlichem Kapital i. S. d. §§ 108–123 KAGB oder vergleichbaren EU- bzw. sonstigen ausländischen Investmentvermögen mit Anteilsquoten von mehr als 10 % aufgegliedert nach Anlagezielen. An dieser Stelle soll das Beispiel der VB G (2019) zitiert werden:


»Anlageziel: Volksbank Göppingen eG, Spezialfonds I, Nutzung von Risikodiversifikationseffekten, Erzielung einer marktgerechten Rendite, aufgelegt am 05.11.2018, ISIN DE000A2N4PL4

Wert der Anteile i. S. §§ 168, 278 KAGB, § 36 InvG a. F. bzw. vergleichbarer ausländischer Vorschriften (Zeitwert) T€: 133.966,4

Differenz zum Buchwert T€: 3.412,8

Erfolgte Ausschüttung für das Geschäftsjahr T€: 1.402«

»Beschränkungen in der täglichen Rückgabemöglichkeit bestehen nicht. Der Dachfonds beinhaltet neben dem Barvermögen (3,10 %), Anteile an Immobilien-(12,0 %), Renten- (67,5 %) und Aktienfonds (17,4 %).«




Bei beiden Banken betragen die Anteile der (Spezial-)Investmentfonds an der Pos. A6 100 %.



Bedeutung kann das Outsourcing von Wertpapieranlagen in Spezialfonds – wie noch später gezeigt wird – im Zusammenhang mit dem Ausweis von Zinserträgen erlangen.

Eine von der Deutschen Bundesbank erstellte Auswertung deutscher institutioneller Anleihe- und Mischfonds mit Anlagen in Euro-denominierten Anleihen für die Jahre 2009 bis 2017 zeigt, dass diese den Risikogehalt ihrer Anleiheportfolios im betrachteten Zeitraum deutlich erhöht haben. »Es kann daher vermutet werden, dass die erhöhte Risikoübernahme durch eine Suche nach Rendite (›search for yield‹) im Kontext fallender Zinsen angetrieben wurde.«79 Eine solche Aussage kann – wie noch gezeigt werden wird – auch für die Anlagestrategie der VB G (unabhängig von der Frage des Outsourcings) auf Basis der Lageberichtsdaten getroffen werden.

Gem. § 285 Nr. 11 HGB sind im Anhang Angaben der Unternehmen zu machen, an denen die Gesellschaft mehr als 20 % der Anteile hält. Die Angaben zu den Beteiligungen sind auch dann zu tätigen, wenn die Kapitalbeteiligung geringer als 20 % ist, die Tatbestandsmerkmale des § 271 I HGB aber gleichwohl erfüllt sind. Die Aufstellung des Anteilsbesitzes sollte Name, Sitz und Höhe des prozentualen Anteils am Kapital, das Eigenkapital und das Jahresergebnis des letzten Geschäftsjahres, für das ein Jahresabschluss vorliegt, beinhalten. Soweit die Angaben aber für die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage von untergeordneter Bedeutung sind, können sie unterbleiben (§ 286 III HGB).


Die VB G ist zum 31.12.2019 mit einem Anteil von 0,0037 % am Gesellschaftskapital von 10,504 Mrd. €, das sind 389 T€, an der DZ-Bank AG beteiligt. Mit ihr besteht ein Ergebnisabführungsvertrag. Darüber hinaus weist sie typische Funktionsbeteiligungen mit geringen Anteilsquoten auf, wie z. B. Anteile an der Bausparkasse Schwäbisch-Hall AG, der Fiduzia GAD IT AG, der R+V Versicherung AG, der Union Asset Management Holding AG sowie zwei Beteiligungsgesellschaften. Schließlich verfügt sie noch über eine 100%ige Tochter im Immobilienbereich.

[67]Die VB M, weist eine 100%ige Immobilientochter (a) sowie einen 100%igen Anteil an der Mittweida Innovativ Gesellschaft für Wissenstransfer mbH (b).

Beide Banken verzichteten auf die Aufstellung eines Konzernabschlusses auf Basis der Ausnahmeregelung (»untergeordnete Bedeutung für die V-, F-, E-Lage«).




2.1.3.3.3 Wertpapierpensionsgeschäfte und Wertpapierleihe

Insbesondere im Zusammenhang mit der Liquiditätsbeschaffung der Banken bzw. der Geldpolitik der Notenbank spielt das Instrument des Pensionsgeschäfts eine besondere Rolle. Solche Geschäfte werden auch im Rahmen der Bilanzpolitik (z. B. »Window Dressing«) eingesetzt, d. h. zur Darstellung eines verbesserten Erfolgs- und Liquiditätsausweises an einem bestimmten Stichtag.80 Die bilanzielle Darstellung soll an dieser Stelle kurz beschrieben werden.81

Pensionsgeschäfte (Repo-Geschäfte/Repurchase Agreement) werden mit dem Ziel eingesetzt, die kurz- und mittelfristige Liquidität zu verbessern, indem sich der Pensionsgeber (z. B. das Kreditinstitut) flüssige Mittel beim Pensionsnehmer beschafft, der wiederum entsprechend überschüssige Liquidität anlegen kann. Bei einem Pensionsgeschäft liegen immer zwei Verträge vor: ein Kassageschäft und ein Termingeschäft. Die Grundstruktur ist in der nächsten Abbildung dargestellt:

[image: Abbildung]

Abbildung 4: Grundstruktur eines Pensionsgeschäfts





[68]Der Austausch inkl. Rückübertragung erfolgt gegen Zahlung eines im Voraus festgelegten Betrages (echtes Pensionsgeschäft) (§ 340b II HGB). Davon zu unterscheiden sind die unechten Pensionsgeschäfte nach § 340b III HGB, bei dem es sich um ein Kassa- und Optionsgeschäft (Kombination aus dem Kauf eines Vermögensgegenstandes und den Kauf einer Put-Option) handelt.

Die Bilanzierung erfolgt bei den zwei Arten unterschiedlich. Bei echten Pensionsgeschäften sind die übertragenen Vermögensgegenstände aufgrund der wirtschaftlichen Betrachtungsweise in der Pensionsgeberbilanz auszuweisen, denn der Pensionsgeber behält alle Chancen und Risiken aus dem Vermögensgegenstand. Er hat in Höhe des für die Übertragung erhaltenen Betrages eine Verbindlichkeit gegenüber dem Pensionsnehmer auszuweisen, während der Pensionsnehmer eine gleichlautende Forderung zu bilanzieren hat (§ 340b IV HGB). Die aus dem Pensionsgegenstand zufließenden laufenden Erträge verbucht der Pensionsgeber in seiner GuV, der zivilrechtliche Eigentümer, der Pensionsnehmer, hat jedoch Anspruch auf diese Erträge. Deshalb muss der Pensionsgeber in Höhe der vereinnahmten Erträge zahlungswirksame Zinsaufwendungen für die Verbindlichkeit gegenüber dem Pensionsnehmer verbuchen. Eine Saldierung ist hier nicht zulässig (Bruttoprinzip).82 Gem. § 340b IV Satz 3 HGB ist ein eventueller Unterschiedsbetrag zwischen Hingabe- und Rücknahmepreis83 vom Pensionsgeber über die Laufzeit des Pensionsgeschäfts zu verteilen.84 Der Pensionsgeber hat den Buchwert der (echt) in Pension gegebenen Vermögensgegenstände im Anhang anzugeben (§ 340b IV Satz 4 HGB). Der Bilanzleser wird auf diese Weise über die Höhe der Vermögensgegenstände, die zivilrechtlich nicht mehr im Eigentum des Pensionsgebers stehen, informiert.85













Bei einem unechten Pensionsgeschäft sind die Vermögensgegenstände vom Pensionsnehmer zu bilanzieren (§ 340b V HGB), denn er wird nicht nur juristischer, sondern auch wirtschaftlicher Eigentümer des Vermögensgutes. Als Folge des Kassageschäfts verlässt das Pensionsgut die Bilanz des Pensionsgebers mit dem Buchwert, an dessen Stelle tritt dann der vereinbarte Hingabepreis. Der Pensionsgegenstand ist im Rahmen des Kassageschäfts mit seinen Anschaffungskosten (= Hingabepreis) beim Pensionsnehmer auszuweisen (d. h. es ist ein erfolgsneutrales Anschaffungsgeschäft). Er hat die ihm aus dem Pensionsgegenstand zufließenden Erträge zu vereinnahmen und zu verbuchen. Beim Pensionsgeber hingegen kann das unechte Pensionsgeschäft Spielräume für Bilanzpolitik schaffen. Hierbei kommt es bzgl. der möglichen Erfolgsbeeinflussung darauf an, ob der vereinbarte Hingabebetrag (betrachtet wird der Fall, dass er mit dem Rücknahmebetrag identisch ist) unter oder über dem Buchwert des Pensionsgegenstandes liegt. Ist der Hingabebetrag größer als der Buchwert, ist beim Pensionsgeber eine Gewinnrealisierung in Höhe der Differenz zwischen dem niedrigeren Buchwert und dem höheren Hingabebetrag (= Rücknahmebetrag) vorzunehmen.86

Nach § 340b V Satz 2 HGB hat der Pensionsgeber unterhalb der Bilanz den für den Fall der Rückübertragung vereinbarten Betrag anzugeben (Pos. U2a). Er hat zudem im Anhang die Art und Höhe der Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften zu publizieren, sofern sie im Hinblick auf die Gesamttätigkeit des Instituts von wesentlicher Bedeutung sind (§ 35 VI RechKredV). Für den Bilanzleser werden damit Informationen über die fremdbestimmten Zahlungsverpflichtungen des Pensionsgebers zum Zwecke der Liquiditätsbeurtei[69]lung sowie über mögliche Verluste aus dem Pensionsgeschäft offengelegt. Liegt nämlich am Abschlussstichtag der Rücknahmebetrag über dem Tageswert des Pensionsgegenstands, so hat der Pensionsgeber in Höhe der Differenz der beiden Beträge eine Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften zu buchen.

Bei der Wertpapierleihe überlässt der Verleiher für eine bestimmte Zeit vorher festgelegte Wertpapiere. Der Entleiher muss hierfür neben den üblichen Wertpapiererträgen (Dividenden, Zinsen, …) auch ein Leihentgelt in Form eines Leihe-Zinssatzes zahlen.87 Der Verleiher kann durch das Leihentgelt eine zusätzliche Rendite erwirtschaften. Da der Entleiher während der Laufzeit vollständiges Eigentum an den Wertpapieren erlangt und dem Verleiher zur Fälligkeit nur Wertpapiere nach gleicher Art und Güte zurückgeben muss, was dem Entleiher spekulative Geschäfte88 und Arbitrage-/Hedging-Möglichkeiten eröffnet, ist die Wertpapierleihe nicht als Leihe nach dem BGB zu verstehen.


2.1.3.4 Handelsbestand

Gemäß § 340e III HGB sind unter der Position 6a. »Handelsbestand« Finanzinstrumente auszuweisen. Finanzinstrumente i. S. d. § 1a III KWG stellen Verträge dar, die »für eine der beteiligten Seiten einen finanziellen Vermögenswert und für die andere Seite eine finanzielle Verbindlichkeit oder ein Eigenkapitalinstrument« schaffen. Hierzu gehören Schuldverschreibungen, Forderungen, Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere, Derivate sowie Devisen und Edelmetalle. Immobilien gehören nicht dazu.

Voraussetzung für die Zuordnung von Finanzinstrumenten zum Handelsbestand ist die Handelsabsicht, die dann vorliegt, wenn das Finanzinstrument zum Zwecke der kurzfristigen Wiederverkaufsabsicht (zur Erzielung eines Handelserfolges) im Eigenbestand gehalten wird.89

Handelsbestände, die einen positiven beizulegenden Zeitwert aufweisen, sowie die auf sie entfallenden Zinsabgrenzungen, werden unter dieser Position A6a. ausgewiesen (§ 11 RechKredV). Zinstragende Handelsbestände werden mit ihrem Dirty Fair Value90 bilanziert. Handelsbestände mit negativem Wert werden unter Passivposten 3a. »Handelsbestand« ausgewiesen.

Zu den Anhangangaben für Finanzinstrumente, die gem. § 340e III Satz 1 HGB mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet werden, vgl. § 285 Nr. 20 HGB.91


Die beiden betrachteten Volksbanken bilanzieren keine Vermögensgegenstände im Handelsbestand.




2.1.3.5 Überblick über weitere Aktivpositionen

2.1.3.5.1 Forderungen an verbundene Unternehmen oder Beteiligungen; nachrangige Aktiva

Sofern sich eine Forderung gegen verbundene Unternehmen oder gegen Unternehmen richtet, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, ist ein gesonderter Ausweis in Bilanz oder Anhang vorzunehmen.


[70]VB G (Anhang 2019):

»In den Forderungen sind folgende Beträge enthalten, die auch Forderungen an verbundene Unternehmen oder Beteiligungsunternehmen sind:«




	A 3: 166,0 Mio. € (Vj. 130,7 Mio. €)
	A 4: 13,4 Mio. € (Vj. 14,1 Mio. €)
	A 5: Schuldverschreibungen u. andere festverzinsl. Wertpapiere: 265,7 Mio. € (Vj. 259,4 Mio. €)

VB M (2019):

	A 3: 0,11 Mio. € (Vj. 0,31 Mio. €)
	A 4: 0
	A 5: 0

Praktisch der gesamte Forderungsbestand an Kreditinstitute (A3) ist bei der VB G im Jahr 2019 an Beteiligungsunternehmen gegangen. »In den Forderungen an Kreditinstitute sind 165.876.181 EUR Forderungen an die genossenschaftliche Zentralbank enthalten.« Bei den Kunden (A4) ist dies hingegen nur ein geringer Teil (13,4 Mio. € von 1,31 Mrd. € = 1 %). Der Anteil bei den Schuldverschreibungen beträgt 33 % (= 266/807 Mio. €) bezogen auf die Schuldverschreibungen anderer Emittenten (also ohne Staatspapiere).

Bei der VB M sind keine Kredite an Kunden an Beteiligungsunternehmen geflossen, bei den Forderungen an Kreditinstitute waren es lediglich 110 T€.



Die Angabe nachrangiger Aktiva92 (s. zum Begriff § 4 RechKredV) liefert Hinweise auf die Risikolage des Kreditinstituts, da diese Aktiva ausfallbedrohter sind als nicht nachrangige. Sie informiert aber auch über die Ertragslage, da sich das höhere (Ausfall-)Risiko des Instituts in der Regel in einem höheren Entgelt (Zins) der normalerweise ertragsstärkeren nachrangigen Aktiva niederschlägt.93

Die Anhangsangaben beider Banken weisen auf sehr geringe Anteile nachrangiger Vermögensgegenstände hin.


»In den folgenden Posten bzw. Unterposten sind Vermögensgegenstände, für die eine Nachrangklausel besteht, enthalten:«




VB G (2019):


	A 5:	8 Mio. €	(Vj. 3 Mio. €)


VB M (2019):


	A 3b:	5,5 Mio. €	(Vj. 1,5 Mio. €)

	A 5:	1,0 Mio. €	(Vj. 0,5 Mio. €)

	A 6:	0	(Vj. 0,52 Mio. €)





2.1.3.5.2 Treuhandgeschäfte

Öffentlich-rechtliche Kreditinstitute mit Sonderaufgaben legen eine Vielzahl von Förderkreditprogrammen auf.94 Die Förderdarlehen werden nicht direkt an die Kreditnehmer, sondern [71]über die Hausbanken der Kreditnehmer gewährt. Die Geschäftsbanken agieren dabei als Weiterleitungsinstitute. Die Weiterleitung erfolgt entweder so, dass die Kreditinstitute das Darlehen auf eigene Rechnung vergeben, meistens in Verbindung mit einem Hausbankdarlehen, oder dass sie als Treuhänder fungieren.

Für die Bilanzanalyse entscheidend ist, dass Treuhandgeschäfte zu einer Bilanzverlängerung führen: Jedem Aktivposten muss ein gleich hoher Passivposten gegenüberstehen.95

Treuhandgeschäfte können folgendermaßen eingeteilt werden96:


	Durchgeleitete Kredite

Im eigenen Namen für eigene Rechnung (Fiduziarische Treuhand): (mit voller o. teilweiser Risikoübernahme): keine Regelung nach § 6 RechKredV – Bilanzierung unter A3 bzw. A4, Passivierung unter P1 bzw. P2.

	Durchlaufende Kredite

Im eigenen Namen für fremde Rechnung (Ermächtigungstreuhand): § 6 II RechKredV – Bilanzierung unter A9.

	Verwaltungskredite

Im fremden Namen für fremde Rechnung (Vollmachtstreuhand): Bilanzierungsverbot nach § 6 III RechKredV.



Bei Durchleitungskrediten übernehmen die Banken das Risiko für den gesamten Kredit oder für einen Teil des Kredites, der auch banküblich besichert werden muss. Die kreditgebende Bank erhält für die Durchleitung eine Marge, die den Bearbeitungsaufwand und das Risiko abdecken soll. Die Kreditkonditionen für den Durchleitungskredit werden durch das Förderinstitut definiert. Die Bilanzierung findet unter Aktivposition 3 oder 4 statt.

Position A9 umfasst den Gesamtbetrag der Vermögensgegenstände, die ein Kreditinstitut im eigenen Namen, aber für fremde Rechnung hält (Ermächtigungstreuhand).97 Unter § 6 RechKredV werden die Treuhandgeschäfte behandelt. Das wiederholt die VB G wie folgt:


VB G (Anhang 2019):

»In den Bilanzposten ›Treuhandvermögen‹ und ›Treuhandverbindlichkeiten‹ sind ausschließlich Kredite ausgewiesen, die wir im eigenen Namen für fremde Rechnung halten.« »Die Bewertung des Treuhandvermögens erfolgte zu den Anschaffungskosten bzw. zum Nennwert.«




Die Treuhandvolumina (Treuhandkredite) sind bei der VB G umfangmäßig vollkommen bedeutungslos, bei der VB M sind vom Gesamtbestand der Aktiva lediglich 0,008 % dieser Position zuzurechnen.


	VB G (2019):	13,7 Mio. €	(Vj. 24 Mio.€)

	VB M (2019):	164,8 Mio. €	(Vj. 169 Mio. €)





2.1.3.5.3 Immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen – Anlagespiegel

Beide Banken weisen in der Position »Immaterielle Anlagewerte« unter A11b. »entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten« aus.


[72]Die VB G: 176 T€, die VB M: 80 T€. Es handelt sich dabei bei der VB G um Software für die Kundenberatung.



In der Position »Sachanlagen« (Position A12) werden neben EDV-Anlagen, Büroeinrichtungen u. a. direkt gehaltene Immobilien der Bank (Grundstücke und Gebäude) bilanziert.


Im Anhang weist die VB G darauf hin, dass sie von den 19,6 Mio. € Sachanlagen im Jahr 2019 ca. 14,5 Mio. € selbst genutzt hat.




»Im Bilanzposten ›Sachanlagen‹ (A 12) sind Grundstücke und Bauten, die wir im Rahmen eigener Tätigkeit nutzen, in Höhe von 10.398.659 EUR und Betriebs- und Geschäftsausstattung in Höhe von 4.076.160 EUR enthalten.«




Bei der VB M sieht der Anhangausweis bezüglich der 32,5 Mio. € Sachanlagen wortwörtlich identisch aus:




»Im Bilanzposten ›Sachanlagen‹ (A 12) sind Grundstücke und Bauten, die wir im Rahmen eigener Tätigkeit nutzen, in Höhe von EUR 1.722.499 und Betriebs- und Geschäftsausstattung in Höhe von EUR 898.427 enthalten.«




Der Selbstnutzungsgrad beläuft sich bei der VB M auf 8,3 %, bei der VB G liegt er mit 74 % deutlich höher.



Kapitalgesellschaften und damit auch Kreditinstitute haben (§ 34 III RechKredV) ein sog. Anlagengitter (Anlagespiegel)98 zu erstellen; für Kreditinstitute besteht dazu die Pflichtdarstellung im Anhang. Das Anlagengitter ist gemäß § 284 III HGB aufzustellen. Nach der dort geforderten Gliederung muss die Entwicklung der einzelnen Anlageposten ausgehend von den historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten (AHK) dargestellt werden. Ferner müssen die Zugänge, Abgänge, Umbuchungen und Zuschreibungen des Bilanzjahres sowie die Abschreibungen in ihrer gesamten Höhe ausgewiesen werden. Das Anlagengitter gewährt dem Bilanzadressaten einen Einblick in die Altersstruktur bzw. in die Investitionstätigkeit der Unternehmung. So kann aus den Angaben z. B. der Sachanlagenabnutzungsgrad gewonnen werden.99

Der Anlagenspiegel hat bei Banken natürlich nicht die Bedeutung, die ihm bei sachanlageintensiven Unternehmen der Industrie zukommt. Gleichwohl ist durchaus sinnvoll, ihn näher zu betrachten, insbesondere um die Investitionen bzw. Desinvestitionen im Geschäftsjahr zu ermitteln und eine Vorstellung davon zu bekommen, inwieweit die Gebäude und Geschäftsausstattung (Filialausstattung) der Banken bereits abgeschrieben wurden.

Die Anlagengitter (Anlagespiegel) der beiden Fallstudienbanken haben folgendes Aussehen (Ausschnitte):


	[73]Anlagespiegel	VB G	VB M

	in T€	2019	2019

	Sachanlagen		

	AHK zu Beginn des GJ	81.397	35.804

	Zugänge (a)	2.661	8.057

	Zugänge (Verschmelzung)	–	4.805

	Zuschreibungen (b)	–	–

	Umbuchungen (a)	–	–

	Abgänge (b)	1.877	233

	AHK am Ende des GJ	82.181	48.433




	Abschreibungen	VB G	VB M

	Sachanlagen		

	Abschreibungen zu Beginn des GJ (gesamt)	61.976	14.963

	Abschreibungen GJ (a)	2.242	1.113

	Zuschreibungen GJ (b)	–	–

	Änderungen der ges. Abschreibungen im Zusammenhang mit Abgängen	1.795	233

	Abschreibungen am Ende des GJ (gesamt)	62.422	15.843

	Buchwerte Bilanzstichtag	19.759	32.590




Der Anlagespiegel der VB G kann wie folgt gelesen werden: Die AHK der Sachanlagen zusammen beliefen sich auf 81,4 Mio. € zu Beginn des Jahres 2019, 2,66 Mio. € sind im Laufe des Jahres neu zugegangen und 1,88 Mio. € abgegangen, sodass sich die AHK am Ende des GJ auf 82,2 Mio. € erhöhten. Die gesamten Abschreibungen betrugen zu Beginn des Jahres 62 Mio. €. Im GJ kamen Abschreibungen in Höhe von 2,24 Mio. € hinzu, während die Abschreibungsbeträge früherer Geschäftsjahre auf die im GJ als Abgang erfassten Vermögensgegenstände in Höhe von 1,8 Mio. € herausgerechnet wurden. Am Ende des GJ beliefen sich die gesamten Abschreibungen also auf 62,4 Mio. €. Der Buchwert der Sachanlagen und immateriellen Anlagegegenstände beläuft sich schließlich auf 19,8 Mio. € (= 81,4 + 2,7 – 1,9 – 62 – 2,2 + 1,8 Mio. €).

Der Anlagenabnutzungsgrad (Gesamtabschreibungen/AHK Gesamt) beträgt:

62,4 Mio. €/82,2 Mio. € = 76 %

Bei den Sachanlagen gab es bei der VB M einen AHK-Zuwachs um knapp 7,5 Mio. € (ohne Verschmelzung) von 35,4 Mio. und 4,8 Mio. € aus der Verschmelzung auf 48 Mio. €, der im Wesentlichen auf Grundstücke und Gebäude entfiel. Die kumulierten Abschreibungen beliefen sich auf 15,8 Mio. €, sodass der Bilanzwert am Ende des GJ 32,5 Mio. € betrug. Es wurden brutto investiert 7,5 + 4,8 Mio. € (inkl. Verschmelzung) in Grundstücke/Gebäude und 0,53 Mio. € in BGA.

Der Anlagenabnutzungsgrad beträgt bei der VB M:

15,8 Mio. €/48,4 Mio. € = 32,6 %.

Beim Vergleich der beiden Abnutzungsgrade ist festzustellen, dass die VB M einen erheblich geringeren Wert ausweist und damit den deutlich jüngeren Sachanlagenbestand hat (immaterielle Anlagewerte sind vom Volumenanteil jeweils unbedeutend). Dies mag damit zusammenhängen, dass der Kauf bzw. die Erstellung der Gebäude erst später einsetzte (nach der Wende) und diese daher noch nicht soweit abgeschrieben sind.



[74]Insgesamt ist aber nochmals zu betonen, dass die Bedeutung des Anlagenabnutzungsgrades im Kreditgewerbe nicht annähernd die Bedeutung besitzt wie in der Industrie.

Nach § 34 III RechKredV i. V. m. § 284 III HGB ist im Anhang die Entwicklung der Wertpapiere, die wie Anlagevermögen behandelt werden, darzustellen. § 34 III Satz 2 RechKredV sieht eine Möglichkeit zur Zusammenfassung vor, wonach die Zu- und Abschreibungen mit anderen Posten zusammengefasst werden. Dadurch wird ein »verkürzter Anlagespiegel« möglich, der in der Praxis üblich ist. Dieser wird auch bei den beiden betrachteten Volksbanken so ausgewiesen (s. Abschn. 2.1.3.3.2.).


2.1.3.5.4 Sonstige Vermögensgegenstände und Rechnungsabgrenzungsposten

Die Aktivposition »Sonstige Vermögensgegenstände« ist zum einen ein Restposten, in dem Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände auszuweisen sind, »die einem anderen Posten nicht zugeordnet werden können« (s. § 20 Satz 1 RechKredV). Es ist aber auch ein Spezialposten, in den bestimmte namentlich benannte Vermögensgegenstände aufzunehmen sind (u. a. Einzugspapiere100, nicht rückzahlbare Genussrechte, Rettungserwerbe101).


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	13. Sonstige Vermögensgegenstände	5.392	4.500	1.188	1.661

	14. Rechnungsabgrenzungsposten	583	584	—	4



Die Anhangangabe der VB G (2019) dazu:


In dem Bilanzposten »Sonstige Vermögensgegenstände« (A 13) sind folgende wesentliche Einzelbeträge enthalten:


	Angeforderte Provisionen:	2.784,4 T€

	Steuerforderungen 2012 – 18:	1.565,8 T€




Aktive Rechnungsabgrenzungsposten (ARAP) dienen der perioden- und realisationsgerechten Erfolgsabgrenzung.102 Gem. § 250 I HGB sind als Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite Ausgaben vor dem Abschlussstichtag auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Von besonderer Relevanz ist bei Kreditinstituten das in § 250 III HGB kodifizierte Aktivierungswahlrecht des Disagios (der Erfüllungsbetrag ist höher als der Ausgabebetrag) (→ Ausweis als ARAP) bei der Emission einer Verbindlichkeit unter pari.


Die VB M weist 2019 keine Beträge in den ARAP auf. Die sonstigen Vermögensgegenstände belaufen sich auf 1,188 Mio. €.

Dass die VB G ihr Geschäft überwiegend in Euro tätigt, zeigt der geringe Fremdwährungsposten in den Vermögensgegenständen im Anhang von 3,42 Mio. €.





[75]2.1.4 Passivpositionen

2.1.4.1 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

Gemäß § 21 I Satz 1 RechKredV sind als Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten P1 »alle Arten von Verbindlichkeiten aus Bankgeschäften sowie alle Verbindlichkeiten von Finanzdienstleistungsinstituten gegenüber in- und ausländischen Kreditinstituten auszuweisen, sofern es sich nicht um verbriefte Verbindlichkeiten (Passivposten 3.) handelt«. Zu den Kreditinstituten zählen insbesondere alle Unternehmen, die nach § 1 I Satz 2 KWG Bankgeschäfte betreiben. Hierzu gehören auch Verbindlichkeiten gegenüber Zentralnotenbanken sowie auch nationale und internationale Einrichtungen mit Bankcharakter, z. B. die Weltbank oder die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, BIZ (www.bis.org).


In unserem Beispiel fällt auf, dass die VB M mit 473 Mio. € einen deutlich größeren Betrag unter der Position P1b. ausweist als die VB G mit 121 Mio. €.


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten	136.491	132.839	477.384	417.616

	a) täglich fällig	15.401	15.488	3.997	5.854

	b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist	121.091	117.351	473.387	411.761


Aus dem Anhang ergibt sich, dass für beide Institute die Hauptkreditgeberin die Genossenschaftliche Zentralbank ist, und zwar bei der VB G mit einem Anteil von mehr als 99 % (= 135,6 Mio. €), der vergleichbare Anteil lag bei der VB M bei ca. 85 % (= 406,6 Mio. €).



Inwieweit das Institut notenbankfähige Sicherheiten zur Refinanzierung nutzt, ist – in Grenzen – über eine Anhangsangabe einzusehen. Nach § 35 V RechKredV sind Angaben über den jeweiligen Gesamtbetrag (= Summe der Buchwerte, bei Grundpfandrechten der Nominalwert) der als Sicherheit übertragenen Vermögensgegenstände zu machen, und zwar zu jeder Position der unter dem Bilanzstrich vermerkten »Eventualverbindlichkeiten«. Mit dieser Anhangangabe soll der Leser informiert werden, »inwieweit Vermögensgegenstände im Insolvenzfall des Instituts dem Zugriff absonderungs- und aussonderungsberechtigter Gläubiger unterliegen und welcher Betrag zur Befriedigung der übrigen nicht derart besicherten Gläubiger verbleibt. Potenzielle Gläubiger sollen darüber hinaus Informationen über den Umfang des tatsächlichen Haftungspotenzials103 des bilanzierenden Instituts bekommen.«104

Die VB G schreibt zu den »durch Übertragung von Vermögensgegenständen gesicherten Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten« in ihrem Anhang 2019:


»Von den Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten sind durch Übertragung von Vermögensgegenständen gesichert:

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (P1) Gesamtbetrag der als Sicherheit übertragenen Vermögensgegenstände: 120,4 Mio. €.«



[76]Der Ausweis der VB M (JA 2019) sieht wie folgt aus:


	Verbindlichkeiten ggü. Kreditinstituten (P1):	116,6 Mio. €

	Verbriefte Verbindlichkeiten (P3):	3,7 Mio. €



Das Bilanzgliederungsschema verlangt keinen Vermerk zu einreichungsfähigen Kreditforderungen, wodurch eine »Abschätzung des Auslastungsgrads von notenbankfähigen Sicherheiten für den externen Leser schwierig« ist.105


2.1.4.2 Spar-, Sicht- und Termineinlagen

Im Passivposten 2 sind alle Verbindlichkeiten auszuweisen, soweit der Gläubiger Kunde i. S. d. § 21 II Satz 1 RechKredV, also eine in- oder ausländische Nichtbank ist.106

Zu den Kundenverbindlichkeiten gehören u. a. Spareinlagen, befristete Einlagen (Kündigungs- oder Festgelder), Sparbriefe, die von dem Kreditinstitut ausgegeben wurden, Wachstumszertifikate, Tagesgelder, Einlagen in laufender Rechnung (z. B. Kontokorrent-, Giro- und Gehaltskonten).

Verbindlichkeiten, die nicht aus dem Bankgeschäft, sondern aus Hilfs- und Nebengeschäften stammen (z. B. offene Rechnungen gegenüber Lieferanten für Büromaterial), sind unter P5 (Sonstige Verbindlichkeiten) auszuweisen.107

Spareinlagen (P2a.) sind Guthaben auf Sparkonten, die alle Voraussetzungen des § 21 IV RechKredV erfüllen. Sie sind durch Ausfertigung einer Urkunde, insbesondere eines Sparbuchs bzw. eines PDF-Kontoauszuges aus dem Electronic Banking,108 als Spareinlagen gekennzeichnet. Sie sind nicht für den Zahlungsverkehr bestimmt, unbefristet und weisen eine Kündigungsfrist109 von mindestens drei Monaten auf und werden nur von natürlichen Personen, von Personenvereinigungen, Einzelfirmen, bestimmten gemeinnützigen Einrichtungen sowie juristischen Personen des öffentlichen Rechts angenommen.110 Gemäß § 21 IV Satz 2 RechKredV sind »Sparbedingungen, die dem Kunden das Recht einräumen, über seine Einlagen mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten bis zu einem bestimmten Betrag, der jedoch pro Sparkonto und Kalendermonat 2000 € nicht überschreiten darf, ohne Kündigung zu verfügen«, nicht schädlich für eine Einordnung als Spareinlagen. Davon abgesehen kann die Bank vorzeitige Verfügungen aus Kulanzgründen zulassen, wobei sie dann aber Vorschusszinsen berechnen wird.111

Neben den gesetzlichen Spareinlagen bieten Banken eine Vielzahl von spezifischen (Sonder-)Sparformen an.112

Sichteinlagen (P2b.ba.) sind Einlagen, bei denen das Kreditinstitut mit den Kunden weder eine feste Laufzeit noch eine Kündigungsfrist vereinbart hat. Sie liegen auf sogenann-[77]ten (verzinsten) »Geldmarktkonten« oder auf (oft bei Guthaben unverzinslichen) Kontokorrent- oder Girokonten, die der Abwicklung des Zahlungsverkehrs dienen und über die die Bankkunden täglich (bei Sicht) verfügen können.113 Da der Einleger via Kartenzahlung bargeldlos über die Mittel verfügen kann, reduziert er so die Bargeldhaltung.

Für Banken ist ein hoher Sichteinlagen- ebenso wie auch Spareinlagenbestand prinzipiell wünschenswert. Obwohl diese Einlageformen formal nur kurzfristig zur Verfügung gestellt werden und damit entsprechend der Fristenkongruenz im Sinne der Goldenen Bilanzregel (s. später zum Liquiditätsrisiko) eigentlich nicht zur Finanzierung von langfristigen Krediten herangezogen werden sollten, verbleibt aufgrund der Kassen- und Reservehaltung der Einleger quasi »dauerhaft« ein erheblicher Anteil an Sicht- und Spareinlagen in Form eines Bodensatzes auf den Konten. Die materielle Fristigkeit ist mithin zum Teil erheblich länger als die formale Fristigkeit.114

Banken nutzen den Bodensatz deshalb zur Refinanzierung langfristiger Ausleihungen. Da die Sicht- und Spareinlagen sehr niedrig verzinst werden, entstehen hier in normalen Zinsphasen große Zinskonditionsmargen. Probleme entstehen hingegen in Niedrigzinsphasen, wenn die Margen zusammenschmelzen, worauf wir später noch ausführlicher eingehen werden.

Ein Blick auf die Entwicklung der Sichteinlagen (Tagesgelder) in den vergangenen Jahren zeigt ein stetiges Wachstum sowohl bei allen Bankengruppen als auch bei den Sparkassen und Genossenschaftsbanken:

[image: Abbildung]

Abbildung 5: Entwicklung der Einlagen und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken (Sichteinlagen, Termineinlagen, Spareinlagen) – Alle Bankengruppen

(Quelle: Deutsche Bundesbank, Statistiken/Makroökonomische Zeitreihen)





[78][image: Abbildung]

Abbildung 6: Entwicklung der Einlagen und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken (Sichteinlagen, Termineinlagen, Spareinlagen) – Sparkassen und Kreditgenossenschaften

(Quelle: Deutsche Bundesbank, Statistiken/Makroökonomische Zeitreihen)





Termingelder (P2b.bb.) sind Einlagen, die der Einleger dem Kreditinstitut für eine kurze (Mindestlaufzeit: ein Monat) bis mittlere Frist überlässt. Festgelder sind über eine vereinbarte Frist (typischerweise für 30, 60 oder 90 Tage bis zu mehreren Jahren) zu einem festen Zins angelegt und werden dann ohne Kündigung fällig.115 Die Zinsgutschrift erfolgt am Ende der Laufzeit und wird gemeinsam mit der Termineinlage auf dem Kontokorrentkonto des Einlegers zur Verfügung gestellt. Eine Kündigung ist nicht notwendig, wohl aber die Verlängerung (Erneuerung) des Vertrages.

In dieser Zeit kann der Einleger nicht über seine Guthaben verfügen. Für die Bank bedeutet die Befristung Planungssicherheit für den vereinbarten Anlagezeitraum. Der Kunde seinerseits profitiert von der Verzinsung der Termineinlagen, die i. d. R. höher als die der Sichteinlagen ist, und von der Höhe des überlassenen Betrags, der Überlassungsdauer und der Situation auf den Geldmärkten abhängt. Kommt es zu häufigen Prolongationen, entsteht auch hier eine Form des Bodensatzes.


[79]Die VB G (2019) weist mit über 2 Mrd. € einen vergleichsweise hohen Anteil an Spareinlagen (832 Mio. €) und täglich fälligen Verbindlichkeiten (1,3 Mrd. €) aus:


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden	2.104.120	2.005.135	1.348.076	1.116.519

	a) Spareinlagen	834.207	815.001	140.706	137.950

	aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist von drei Monaten	832.652	814.038	105.819	106.498

	ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten	1.555	962	34.887	31.452

	b) andere Verbindlichkeiten	1.269.913	1.190.134	1.207.371	978.569

	ba) täglich fällig	1.263.420	1.185.571	644.478	586.576

	bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist	6.494	4.563	562.893	391.992




Bei der VB M (2019) ist hingegen insbesondere der Spareinlagenblock deutlich geringer (140 Mio. €), stattdessen haben deren Kunden ihre Gelder zu einem erheblich größeren Teil in täglich fälligen Verbindlichkeiten und in Termingeldern angelegt (1,2 Mrd. €).


Analog zu den Forderungen werden im Anhang die Restlaufzeiten für Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten ausgewiesen (b: mit vereinbarter Laufzeit LZ oder Kündigungsfrist), genauso wie die für Verbindlichkeiten gegenüber Kunden (Spareinlagen sowie andere Verbindlichkeiten mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist) und für andere verbriefte Verbindlichkeiten.116

Aus der folgenden Tabelle sind die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten der beiden Fallstudienbanken zu ersehen:


	Restlaufzeiten	VB G	VB M

	in T€	2019	2019

	Verbindlichkeiten ggü. KI mit vereinbarter LZ o. Kündigungsfrist (Pos. 1b): bis 3 Monate	3.242	19.177

	Verbindlichkeiten ggü. KI mit vereinbarter LZ o. Kündigungsfrist (Pos. 1b): > 3 Monate bis 1 Jahr	9.297	108.819

	Verbindlichkeiten ggü. KI mit vereinbarter LZ o. Kündigungsfrist (Pos. 1b): > 1 Jahr bis 5 Jahre	42.818	218.194

	Verbindlichkeiten ggü. KI mit vereinbarter LZ o. Kündigungsfrist (Pos. 1b): > 5 Jahre	65.311	129.011

	Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als 3 Monaten (Pos. 2a ab): bis 3 Monate	749	365

	Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als 3 Monaten (Pos. 2a ab): > 3 Monate bis 1 Jahr	467	27.531

	Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als 3 Monaten (Pos. 2a ab): > 1 Jahr bis 5 Jahre	339	5.252

	[80]Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als 3 Monaten (Pos. 2a ab): > 5 Jahre	–	1.738

	Andere Verbindlichkeiten ggü. Kunden mit vereinbarter Laufzeit o. Kündigungsfrist (Pos. 2b bb): bis 3 Monate	466	192.081

	Andere Verbindlichkeiten ggü. Kunden mit vereinbarter Laufzeit o. Kündigungsfrist (Pos. 2b bb): > 3 Monate bis 1 Jahr	866	154.960

	Andere Verbindlichkeiten ggü. Kunden mit vereinbarter Laufzeit o. Kündigungsfrist (Pos. 2b bb): > 1 Jahr bis 5 Jahre	524	215.542

	Andere Verbindlichkeiten ggü. Kunden mit vereinbarter Laufzeit o. Kündigungsfrist (Pos. 2b bb): > 5 Jahre	4.639	205


Insgesamt werden also bei der VB G nur ca. 129 Mio. € im Restlaufzeitenspiegel ausgewiesen: 120,6 Mio. € Verbindlichkeiten ggü. Kreditinstitute mit vereinbarter Laufzeit o. Kündigungsfrist, 1,55 Mio. € Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von > 3 Monaten und 6,49 Mio. € andere Verbindlichkeiten ggü. Kunden mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist.

Der »Löwenanteil« der Passivmittel aus den Positionen P1 und P2 besteht aus Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von 3 Monaten und anderen Verbindlichkeiten, die täglich fällig sind.



Ein Problem bereitet die Prognose der Höhe der Sichteinlagen und damit die der Bank hieraus zur Verfügung stehende Refinanzierung, da es sich um Bringgelder handelt, die auf Initiative des Kunden eingelegt, aber auch wieder abgezogen werden. Viele Kunden dürften ihre Sicht- und Tagesgelder bei steigenden Zinsen sehr schnell in zinsgünstigere Produkte umschichten. Die Bank nimmt hierdurch also latente Liquiditätsrisiken in Kauf. Dies wird später anhand der VB G eindrücklich demonstriert. Wenn nun unter sehr ungünstigen Rahmenbedingungen ein Bankrun entsteht, kann es zu einer Illiquidität der Bank kommen.

Anders sieht es mit den Tagesgeldern aus, die Banken im Interbankenhandel am Geldmarkt aufnehmen, um Liquiditätslücken abzudecken. Da die aufnehmende Bank hier aktiv wird, spricht man auch von Holgeldern, deren Bestand in funktionierenden Märkten (anders aber z. B. in der Finanzkrise 2008/2009) weitgehend steuerbar ist.

Über die Spareinlagen auf Konten hinaus bieten Kreditinstitute als Alternative zu Spareinlagen oder festverzinslichen Wertpapieren auch Sparbriefe und Sparschuldverschreibungen an, die nicht dem § 21 IV RechKredV unterliegen. Sparbriefe sind i. A. auf den Namen des Gläubigers ausgestellt und somit Namensschuldverschreibungen, die nicht fungibel sind und daher an keiner Börse gehandelt werden können. Sie werden unter den Termineinlagen ausgewiesen. Die Bank hat bei diesem Produkt ein geringes Liquiditätsrisiko, weil der Kunde den Brief nicht vorzeitig zurückgeben kann. Der feste Zinssatz ist zudem für sie eine sichere Kalkulationsgrundlage.117


2.1.4.3 Verbriefte Verbindlichkeiten und sonstige Verbindlichkeiten

Bei der Kapitalbeschaffung über den Verkauf von Wertpapieren steht die Ausgabe von Schuldverschreibungen bzw. Anleihen im Vordergrund. Vor allem der Staat hat seit Anfang der 1990er-Jahre sehr stark auf die Kreditaufnahme über Schuldverschreibungen (wie Bundesanleihen, Bundesobligationen oder Bundesschatzbriefe) zurückgegriffen. Auch deutsche [81]Banken geben in erheblichem Umfang eigene Schuldverschreibungen aus, um sich längerfristig zu refinanzieren. Eine besonders bekannte Form der Bankschuldverschreibungen sind die Hypothekenpfandbriefe, die u. a. der Refinanzierung von Immobilienkrediten dienen.

Die Position Verbriefte Verbindlichkeiten (P3) ist insbesondere bei Groß-, Landes- und Hypothekenbanken von großer Bedeutung. Unter verbrieften Verbindlichkeiten werden solche verstanden, für die als nicht auf den Namen lautende übertragbare Urkunden ausgestellt sind (§ 22 I RechKredV). Dabei kommt es hier nicht auf die Börsenfähigkeit an. Drei Kriterien sind für die Einordnung unter P3 relevant: Es dürfen keine Namenspapiere sein, sie müssen in Schuldurkunden verbrieft und sie müssen übertragbar sein.118 Verbriefte Verbindlichkeiten müssen somit in Form von Inhaber- oder Orderpapieren vorliegen. Charakteristisch für diese Papiere ist, dass die Durchsetzbarkeit der Forderung von dem Besitz der Urkunde abhängt.

Im Gegensatz zu Spar-, Sicht- und Termineinlagen ist der Bank bei verbrieften Verbindlichkeiten nicht bekannt, wer ihre Gläubiger sind. Die Verbriefung ermöglicht es dem Ersterwerber, das Wertpapier weiterzuverkaufen und damit die Forderung gegen die Bank ohne ihr Wissen auf andere Personen zu übertragen.119

Die beiden Genossenschaftsbanken refinanzieren sich nur in geringem Umfang über Wertpapiere:


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	3. Verbriefte Verbindlichkeiten	16.273	12.786	3.725	6.370

	a) begebene Schuldverschreibungen	16.273	12.786	3.725	6.370

	b) andere verbriefte Verbindlichkeiten darunter Geldmarktpapiere eigene Akzepte und Solawechsel im Umlauf	–	–	–	–



In bestimmten Bankengruppen (vor allem bei Hypothekenbanken) spielt die Emission von Pfandbriefen eine große Rolle. Auch Regionalbankengruppen können prinzipiell dieses Refinanzierungsinstrument nutzen. Die Emission ist aber an die Vorschriften des Pfandbriefgesetzes mit seinen hohen Anforderungen an den Anlegerschutz gebunden.120 Pfandbriefe sind von der Bonität her als ausgesprochen sicher einzustufen und vergleichbar mit dem Sicherheitsstandard von deutschen Staatsanleihen.121 Deutlich wird dies, wenn man die Spreadentwicklung von Covered Bonds im Vergleich verschiedener Länder betrachtet: Der Pfandbrief wies in allen Jahren den niedrigsten Spread auf, dies galt insbesondere auch in der Finanzkrise 2008/2009.122

Die Sicherungsmechanismen des Pfandbriefgesetzes entfalten ihre Wirkung durch das sogenannte Insolvenzvorrecht für die Pfandbriefgläubiger (s. Abbildung 7): Im Falle der Insolvenz einer Pfandbriefbank stehen die Deckungsmassen, die die Pfandbriefe besichern, alleine den Pfandbriefgläubigern zur Befriedigung ihrer Forderungen zur Verfügung, sodass [82]sie von der Insolvenz einer Pfandbriefbank nicht betroffen sind.123 Über die Zusammensetzung und Struktur ihrer Deckungsmassen (→ Deckungsstock) müssen Pfandbriefbanken vierteljährlich Bericht erstatten.124

[image: Abbildung]

Abbildung 7: Insolvenzvorrecht der Pfandbriefgläubiger

(Quelle: in enger Anlehnung an Tolkmit, J./Stöcker, O., 2017/2018, S. 64)





Pfandbriefbanken refinanzieren die Beleihung von Grundstücken durch Pfandbriefe bzw. Kommunaldarlehen durch öffentliche Pfandbriefe (zwei Arten gedeckter Schuldverschreibungen). Betreibt eine Hypothekenbank beide Arten von Darlehen, benötigt sie zwei getrennte Deckungsmassen.125 In diesen Deckungsstöcken werden die Vermögenswerte zur eindeutigen Identifizierung eingetragen. Bis zum 19. Juli 2005 durften Pfandbriefe nur von Hypothekenbanken, Schiffshypothekenbanken und öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten ausgegeben werden (Pfandbriefprivileg). Seit diesem Tag gibt es eine einheitliche gesetzliche Grundlage mit dem Pfandbriefgesetz (PfandBG).126 Seitdem dürfen alle Kreditinstitute Pfandbriefe als Refinanzierungsmittel einsetzen, wenn – wie erwähnt – die Erlaubnis der BaFin vorliegt.

[83]Schiereck und Auerbach (2013) kamen nach einer Befragung von Sparkassen zu dem Ergebnis, dass der Pfandbrief von nahezu allen Teilnehmern als Lösungsbeitrag für Refinanzierungsherausforderungen gesehen wurde. Die meisten der befragten Sparkassen, die die Refinanzierungssituation als schwierig einschätzten, setzten zum damaligen Zeitpunkt zwar noch keine Pfandbriefe zur Refinanzierung ein, planten jedoch künftig (weitere) Pfandbriefemissionen. Die Haupthindernisse wurden in der Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen und in organisatorischen Erfordernissen gesehen. Sollte sich für eine Emission entschieden werden, präferierte die Mehrzahl eine eigene Pfandbrieflizenz, Pooling-Optionen seien aber insbesondere für kleinere Institute ebenfalls interessant.127

Sofern Geldmarktpapiere (z. B. Certificates of Deposits, CD = Einlagenzertifikate oder Euro-Notes oder Commercial Papers) zugleich auch Schuldverschreibungen sind, werden sie unter P3a) bilanziert. Die Ausgliederung »eigene Akzepte und Solawechsel im Umlauf« bezieht sich nur auf solche Wechsel, die die Bank zur eigenen Refinanzierung akzeptiert hat und die sich im Umlauf befinden, nicht jedoch auf Akzepte, welche sich im Bestand der Bank befinden.

Passivposten 3a. ist das Pendant zu Aktivposten 6a. Handelsbestände, die einen negativen beizulegenden Zeitwert aufweisen, sind dort auszuweisen. Es handelt sich um derivative Finanzinstrumente des Handelsbestandes mit negativem Marktwert, aus dem Handel heraus emittierte Schuldverschreibungen und Verbindlichkeiten, die zu Handelszwecken begeben wurden.128

Der Passivposten 4 Treuhandverbindlichkeiten stellt das Pendant zu Aktivposten 9 dar; beide Posten haben grundsätzlich einen betragsgleichen Buchwert auszuweisen.

Passivposten 5 Sonstige Verbindlichkeiten ist ein Residualposten. Alle Verbindlichkeiten, die keinem anderen Posten zuzuordnen sind, werden in ihm ausgewiesen. In Abgrenzung zu den Passivposten 1 und 2 sind in den sonstigen Verbindlichkeiten nur solche Verbindlichkeiten auszuweisen, die nicht aus dem Bankgeschäft stammen.129


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	3a. Handelsbestand	–	–	–	–

	4. Treuhandverbindlichkeiten darunter Treuhandkredite	14	24	165	169

	5. Sonstige Verbindlichkeiten	1.480	1.947	1.140	1.037




Im Bilanzposten »Sonstige Verbindlichkeiten« (P5) sind folgende wesentliche Einzelbeträge enthalten:


	Abzuführende Lohn- und Kirchensteuern:	229,5 T€

	Verbindlichkeiten aus offenen Rechnungen:	999,5 T€




Gemäß § 250 II HGB sind als Rechnungsabgrenzungsposten (RAP) auf der Passivseite »Einnahmen vor dem Abschlussstichtag auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit [84]nach diesem Tag darstellen«. In der Praxis kommt dieser passivische RAP insbesondere im Zusammenhang mit Gebühreneinnahmen in Betracht (z. B. Avalprovisionen, Kreditgebühren, bestimmte Abschlussgebühren).130


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	6. Rechnungsabgrenzungsposten	152	51	341	550

	6a) Passive latente Steuern	–	–	–	–



Auch werden im Anhang Disagiobeträge ausgewiesen, die bei der Ausreichung von Forderungen abgezogen wurden.


Bei der VB G sind im passiven Rechnungsabgrenzungsposten (P6) laut Anhang Disagiobeträge, die bei der Ausleihung von Forderungen in Abzug gebracht wurden, im Gesamtbetrag von 36,6 Mio. € (Vorjahr 50,7 Mio. €) enthalten. Bei der VB M sind es 0,1 Mio. € (Vorjahr 0,3 Mio. €).



Antizipative Posten sind, soweit sie den Charakter echter Verpflichtungen haben, unter P5 bzw. P7 auszuweisen.


2.1.4.4 Latente Steuern

Unter latenten Steuern werden »verborgene« Steuerlasten oder -vorteile verstanden, die sich aufgrund von Unterschieden im Ansatz und/oder in der Bewertung von Vermögensgegenständen bzw. Schulden zwischen der Steuerbilanz und der Handelsbilanz ergeben haben und die sich in späteren Geschäftsjahren voraussichtlich abbauen, d. h. in der Zukunft zu Unterschieden zwischen steuerlichen und handelsbilanziellen Gewinnen führen (bilanzorientiertes Temporary-Konzept).131

Aktive latente Steuern sollen zukünftige Steuervorteile (zukünftig steuerlich höheres Gewinnabzugspotenzial), passive latente Steuern zukünftige Steuerlasten (zukünftig steuerlich höheres Ertragspotenzial) abbilden.132 Im Zusammenhang mit der Bildung latenter Steuern können folgende Fälle unterschieden werden:


	1. Passive latente Steuern:

	1a) Handelsbilanzwert > Steuerbilanzwert auf der Aktivseite

	1b) Steuerbilanzwert > Handelsbilanzwert auf der Passivseite




	2. Aktive latente Steuern:

	2a) Handelsbilanzwert < Steuerbilanzwert auf der Aktivseite




	2b) Steuerbilanzwert < Handelsbilanzwert auf der Passivseite



Im ersten Fall liegen passive latente Steuern vor, für die nach § 274 I HGB eine Ansatzpflicht besteht. Passive latente Steuern sind unter der Position P6a. gesondert auszuweisen.

Der zweite Fall, der zu den aktiven latenten Steuern führt, ist in der Praxis häufiger anzutreffen. Für aktive latente Steuern besteht ein Ansatzwahlrecht (§ 274 II HGB) zum geson[85]derten Ausweis unter den aktiven RAP. Sie stellen eine Bilanzierungshilfe dar, mit der eine Ausschüttungssperre verbunden ist. Dieser Fall kann insbesondere bei der Bildung und Auflösung von stillen Vorsorgereserven nach § 340f HGB auftreten.133 Anders als die Vorsorgereserven nach § 340f HGB wird der »Fonds für allgemeine Bankrisiken« nach § 340 g HGB behandelt, weil er nicht bilanzpostenbezogen gebildet wird.134

Ergibt sich bei der Berechnung insgesamt eine Steuerbelastung,135 sieht das Gesetz eine Passivierungspflicht vor. Wahlweise dürfen aktive und passive latente Steuern auch unsaldiert ausgewiesen werden.136 Ergibt sich also per saldo eine Steuerentlastung, dürfen aktive latente Steuern angesetzt werden.

Sowohl die VB G (2019) als auch die VB M (2019) setzen auf der Grundlage des Wahlrechts keinen Posten für aktive latente Steuern an:


»Zwischen den handelsrechtlichen Wertansätzen von Vermögensgegenständen, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten und ihren steuerlichen Wertansätzen bestehen zeitliche oder quasi-permanente Differenzen, die sich in späteren Geschäftsjahren abbauen. Die sich daraus ergebenden Steuerbelastungen (passive latente Steuern) und Steuerentlastungen (aktive latente Steuern) werden verrechnet. Ein Überhang an aktiven latenten Steuern wird bei einer Gesamtdifferenzbetrachtung in Ausübung des Wahlrechts nach § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht aktiviert.« (Herv. v. Verf.)

»Latente Steuern sind nicht bilanziert. Bei einer Gesamtdifferenzbetrachtung errechnet sich ein aktiver Überhang von latenten Steuern, der in Ausübung des Wahlrechts nach § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht angesetzt wurde. Passive Steuerlatenzen sind nicht vorhanden.« (Herv. v. Verf.)



Die Bewertung der anzusetzenden Bilanzposten für aktive Latenzen basiert auf den unternehmensindividuellen Steuersätzen im jeweils zu erwartenden Zeitpunkt des Abbaus der jeweiligen Differenzen (§ 274 II Satz 1 HGB). Hierzu gibt die VB M (2019) einen konkreten Steuersatz an:


»Latente Steuern sind nicht bilanziert. Bei einer Gesamtdifferenzbetrachtung errechnet sich ein aktiver Überhang von latenten Steuern, der in Ausübung des Wahlrechts nach § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht angesetzt wurde. Den passiven Steuerlatenzen aus Aktiva 7 und 8 sowie Aktiva 12 und 13 stehen höhere aktive Steuerlatenzen aus Aktiva 4, 5 und 6 gegenüber. Den Berechnungen liegt ein Steuersatz von 29,5 % zugrunde.« (Herv. v. Verf.)




[86]2.1.4.5 Rückstellungen

Rückstellungen sind Verpflichtungen, die am Bilanzstichtag dem Grunde nach bestehen und zu Aufwendungen führen, aber in ihrer Höhe und ihrer Fälligkeit ungewiss sind. Diese werden vor allem aufgrund von Außenverpflichtungen für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste aus schwebenden Geschäften sowie aufgrund von Innenverpflichtungen gebildet (§ 249 HGB und § 24 RechKredV).

Die folgende Abbildung gibt eine Übersicht über die Klassifizierung und den Ausweis von Rückstellungen:

[image: Abbildung]

Abbildung 8: Klassifizierung und Ausweis von Rückstellungen

(Quelle: in enger Anlehnung an Gaber, C., 2018, S. 550).





Die VB G (2019) schreibt zu den Rückstellungen:


»Im Übrigen wurden für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste aus schwebenden Geschäften Rückstellungen in angemessener Höhe gebildet.« (Herv. v. Verf.)



Bei Verbindlichkeitsrückstellungen sind die künftigen Ausgaben dem Grunde und/oder der Höhe nach ungewiss. Dabei ist eine vorsichtige Bewertung vorzunehmen: »Eine vorsichtige Bewertung ist gegeben, wenn durch Schätzung bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung ein Bilanzansatz gefunden wird, der innerhalb einer vertretbaren Bandbreite wahrscheinlicher Inanspruchnahmen liegt.«137 Ein Ansatz ist geboten, wenn mit einer Wahrscheinlichkeit von mehr als 50 % mit einer Ausgabe zu rechnen ist, d. h. dass mehr Gründe dafür als dagegen sprechen. Verbindlichkeitsrückstellungen sind für zivilrechtlich oder öffentlich-rechtlich (z. B. Steuerverpflichtungen, Bankenabgabe, Beiträge zu Entschädigungseinrichtungen sowie Einlagensicherung138) entstandene oder wirtschaftlich verursachte Außenverpflichtungen zu bilden, »die zu einer wirtschaftlichen Belastung führen und die der Höhe nach bestimmbar sind.«139 Auch können Institute faktische Verpflichtungen eingegangen sein, die auf keinem rechtlich wirksamen Schuldverhältnis beruhen (z. B. Kulanz gegenüber einem Kunden).

[87]Rückstellungen sind nach § 253 I HGB mit dem »nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag« zu bewerten. Das bedeutet, dass nicht auf den aktuellen Wert der Verpflichtungen abzustellen ist, sondern zu überlegen ist, welchen Wert die Verpflichtung zum Erfüllungszeitpunkt haben wird. »Vernünftige kaufmännische Beurteilung« bedeutet dabei, dass die Rückstellungen nicht willkürlich bewertet angesetzt werden, sondern dass die geschätzten Beträge plausibel hergeleitet und korrekt berechnet werden (z. B. basierend auf Erfahrungswerten). Reine Schätzungen der zukünftigen Entwicklung sind mithin nicht ausreichend.

Die Höhe der Rückstellung wird unter Berücksichtigung erwarteter Preis- und Kostensteigerungen140 zum Zeitpunkt des tatsächlichen Anfalls der Aufwendungen in der Zukunft, also von der Erfüllung der Verpflichtung an, bemessen. »Dies führt im ersten Schritt dazu, dass ein Zukunftswert ermittelt wird, der mit dem handelsrechtlichen Stichtagswert nicht in Einklang steht. Daher hat der Gesetzgeber in § 253 II HGB festgelegt, dass der Erfüllungsbetrag auf den Bilanzstichtag abzuzinsen ist. Damit wird dem Sachverhalt Rechnung getragen, dass der Betrag, der für eine Rückstellungsbildung verwendet wird, durch das Kreditinstitut angelegt werden kann, was zu Zinserträgen führt.«141

Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als zwölf Monaten sind nicht mit dem stichtagsbezogenen Zinssatz, sondern grundsätzlich mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen laufzeitkongruenten Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjahre abzuzinsen (§ 253 II Satz 1 HGB). Hierzu veröffentlicht die Deutsche Bundesbank auf ihrer Homepage monatlich eine entsprechende Zinskurve gem. der Rückstellungsabzinsungsverordnung.142

So schreibt die VB G (Anhang 2019) sehr ähnlich:


»Rückstellungen wurden in Höhe des Erfüllungsbetrages gebildet, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. Sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr wurden gemäß § 253 Abs. 2 HGB mit dem Rechnungszins der Rückstellungsabzinsungsverordnung (RückAbzinsV) abgezinst.« (Herv. v. Verf.)



Rückstellungen sind zulasten der Aufwandsarten zu bilden, zu deren Deckung sie bestimmt sind.

Zahlungen, die für Zwecke geleistet werden, für die eine Rückstellung vorhanden ist, sind vom Rückstellungskonto unmittelbar abzubuchen. Übersteigt die geleistete Zahlung den für diesen Zweck gebildeten Rückstellungsbetrag, ist der Mehrbetrag dem entsprechenden Aufwandskonto zu belasten. Wird eine bestimmte Rückstellung nicht oder nur teilweise in Anspruch genommen, ist der freigewordene Betrag ertragswirksam aufzulösen.

[88]Die Position Rückstellungen (P7) wird unterteilt in Pensions-, Steuer- und andere Rückstellungen. Die beiden Genossenschaftsbanken weisen folgende Rückstellungsbeträge aus:


		VB G	VB G	VB M	VB M

	in T€	2019	2018	2019	2018

	7. Rückstellungen	30.080	24.027	14.329	13.238

	a) Rückstellungen für Pensionen u. ähnliche Verpflichtungen	15.525	14.692	3.503	2.548

	b) Steuerrückstellungen	4.688	713	5.967	5.470

	c) andere Rückstellungen	9.867	8.622	4.859	5.220




Den größten Anteil machen bei der VB G – anders als bei der VB M – die Pensionsrückstellungen aus.143



Pensionsrückstellungen sind zu bilden, wenn einem berechtigten Mitarbeiter von der Bank ein Rechtsanspruch über das gesetzlich Geregelte hinaus eingeräumt wurde. Verpflichtet sich also ein Arbeitgeber gegenüber seinen Arbeitnehmern zur späteren Zahlung einer Betriebsrente, müssen in den aktiven Arbeitsjahren Pensionsrückstellungen gebildet werden. In jedem Geschäftsjahr wird ein bestimmter Betrag zugeführt, sodass beim Eintritt des Rentenfalls die Rückstellung ihren Höchstwert erreicht. Danach wird sie abgebaut.144 Da noch unbestimmt ist, ob, wann oder in welcher Höhe es zu Pensionszahlungen an den Versorgungsberechtigten kommt, handelt es sich um keine Verbindlichkeit, sondern um eine Rückstellung.
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